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Inland. 


Berlin den 1. Juni. Se. Majeftät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Rheinufer⸗Aufſeher Hubert Schwarz in Ober⸗Wiuter, Reg.⸗Bez. Koblenz, 
das Allgemeine Ehrenzeichen; ſo wie dem Schmiedegeſellen Otto Brinckmann 
zu Witten, Reg.⸗Bez. Arnsberg, die Rettungs⸗Medaille mit dem Baude zu ver⸗ 
leihen. 

Se. Königl. Hoh. der Prinz Karl iſt aus Italien hier eingetroffen, in die 
Provinz Sachſen aber wieder abgereiſt. — JJ. KK. HH. die Prinzeſſin Char⸗ 
Torte, Prinz Albrecht und Prinzeſſin Alexandrine, Kinder Sr. Kö⸗ 
nigl. Hoheit des Prinzen Albrecht, find nach Kamenz, und Se. Hoheit der Her⸗ 
zog Georg von Medlenburg-Strelig iſt nach Neuſtrelitz abgereiſt. — 
JZ. DD. die Prinzen Chriſtian und Nikolaus zu Schleswig⸗Holſtein⸗ 
Sonderburg⸗Glücksburg, fiud von Kopenhagen hier angekommen, und der Kaiſ. 
Ruſſ. General⸗Major v. Trembicki iſt nach Krakau abgereiſt. 


Einverſtanden mit den in Ihrem Beri pte vom 17. d. Mis. entwickelten Vor⸗ 
ſchlägen beſtimme Ich hierdurch, daß vom Jahre 1848 an die Wollmärkte in 


Bieslau vom 7. bis 10. Juni, in Poſen vom 12. bis 14. Juni, in Landsberg 


/ W. am 16. und 17. Zuni und in Stettin vom 18. bis 20. Juui abgehalten 
werden ſollen. — Ich überlaſſe Ihnen, dieſe Verlegung der bisherigen Termine 
für die gedachten Wollmärkte baldigſt auf eine geeignete Weiſe zur öffentlichen 
Kenntuiß zu bringen und will, wenn Sie eine ähnliche Maßregel noch für andere 
Wollwärkte in der Monarchie angemeſſen finden follten, Ihren diesfalligen Anträ⸗ 
gen entgegenſehen. Sansſouei, den 29. Mai 1847. (gez.) Friedrich Wil⸗ 
helm. An die Staats⸗Miniſter von Bodelſchwingh und von Diüesberg- 


Berlin. — Welches Vertrauen die Nation auf den Vereinigten Landtag 
ſetzt, das zeigen am beſten die zahlreichen Petitionen, die bei der Kurie der drei 
Stände eingegangen ſind. Es ſind im Ganzen 453, von denen 14 in den Ver⸗ 
einigten Kurien zur Berathung kommen werden. Bei dieſer großen Zahl, die 
nur dann eine Beſprechung möglich macht, wenn eine Prolongation der Verſamm⸗ 
lung ftattfinden ſollte, iſt es um jo anerkennenswerther, daß der Königl. Land⸗ 
tagskommiſſar vor mehreren Tagen in einer Sitzung die, mit lautem Beifall auf⸗ 
genommene Bitte ausgeſprochen hat, daß alle politiſche Fragen, über die eine 
Verſtändigung am nöthigſten ſei, ſobald als möglich zur Diskuſſion gelangen moͤ⸗ 
gen. Solcher Petitionen, die namentlich die Geſetzgebung vom 3. Februar be—⸗ 
treffen und einen Einklang mit der frühern ſtändiſchen Legislation wünſchen, ſind 
67 eingegangen. Von den übrigen Petitionen erlauben wir uns hier, noch die 
wichtigeren zu bemerken. Zwei bezwecken, daß die hohe Wohlthat, welche jetzt 
der Reſidenz zu Theil geworden, die Oeffeutlichteit und Mündlichteit des gericht: 
lichen Verfahrens, auf alle Provinzen ausgedehnt werde. Für die Unabhängig⸗ 


keit des Richterſtandes, mit Bezug auf das Geſetz vom 29. Marz 1844, find 


11 Petitionen eingegangen. Das materielle Jutereſſe, Linderung des Nothſtan⸗ 
des, Verbeſſerung der Lage der arbeitenden Klaſſe u. |. w. durch die bedeutende 
Zahl von 110 Petitionen repräſentirt, und, weil dem deutſchen Volke die geiſti⸗ 
den Intereſſen eben ſo theuer find, beziehen ſich 107 Petitionen größtentheils 
auf religioſe Fragen, Reformen in Gegenſtänden der kirchlichen Verwaltung; 19 
Petitionen beantragen ein Preßgeſetz, an der Stelle der Cenſur, und ſpeziell im 
Intereſſe der Haupiſtadt find noch 5 Petitionen zu bemerken, in denen die Er⸗ 
bauung eines Ständehauſes für den Vereinigten Landtag gewünſcht wird. End⸗ 
lich aber, damit die neue politiſche Aera auch durch das hohe Privilegium der 
Krone, die Begnadigung gefeiert werde, ſpricht ſich in drei Petitionen der Wunſch 
aus, daß alle Verirrungen der Vergangenheit vergeben — vergeſſen werden und 
eine Amneſtie für politiſche Vergehen Allerhöchiten Orts beantragt werde. — Dem 
Landtagsmarſchall der zweiten Kurie, Herrn v. Rochow, werden für ſeine Bie⸗ 
derkeit und feinen Takt, welche edle Eigenſchaſten derſelbe bei den Laudtagsdebat⸗ 
ten fortwährend an den Tag legt, von den Stände Mitgliedern ſeht ſchmeichel⸗ 
hafte Ovationen vorbereitet. 


Berlin. — Die vielbeſprochene Angelegenheit der 137 iſt noch nicht zur 
Ruhe. Nachdem letzt auch die Kurie der drei Stände, wo die Sache wieder in 
Anregung gebracht wurde, durch förmlichen Beſchluß darüber zur Tagesordnung 
übergegangen iſt, nimmt ſich nachträglich ſogar die Rhein- und Moſelzeitung 
dieſes parlementariſchen Faſtnachtsſcherzes an und ſpricht ſich im höchſten Grade 
aufgebracht ſowohl über den Landtags⸗Marſchall der Drei⸗Stände⸗Kurie als über 
das Verhalten der Herren-Kurie aus. Von der andern Seite hat der ſeltſame 
Schritt der 137 noch ganz neuerdings eine ſehr ſchonungsloſe Kritik erfahren, und 
zwar in einer jo eben ausgegebenen kleinen Schrift, betitelt: „Parlamenta⸗ 
riſche Briefe, von Ariſtides; erſter Brief: Das Monſtrum der 137.“ — 
Ueber das von hier berichtete Hagelwetter erfährt man noch unter Anderm, 
daß der Kern des Gewitters vorzugsweiſe die Stadt getroffen. Auf dem Anhal⸗ 
tiſchen Bahnhöfe wurden gegen 1300 Scheiben zerſchmettert; noch ſtärker iſt die 
Verwüſtung auf dem Bahnhofe der Potsdam⸗Magdeburger Bahn geweſen. Der 
Hagel ſchlug mit ſolcher Gewalt nieder, daß ſelbſt die Geſimſe der Gebäude, zum 
Theil die Dächer gelitten haben. 

In der vorgeſtrigen Sitzung des Concils der chriſtkatholiſchen Gemeinden 
Deutſchlands ſchritt der Vorſitzende, Profeſſor Wigard aus Dresden, mit gro⸗ 
ßer Gewandheit zunächſt zur Feſtſtellung einer Geſchäftsordnung. Die Grund⸗ 
zuͤge dazu waren bald entworfen. Wer aus der Zulaſſung eines Abgeordneten 
der freien evangeliſchen Gemeinde zu Königsberg, und eines Grußes einer andern 
Gemeinde zu Liegnitz den Schluß auf eine Verſchmelzung mit der freien evangeli⸗ 
ſchen Kirche machen wollte, würde ſehr im Irrthum ſein. Letztere wünſcht eine 
Aunäherung, und den Deutſch Katholiken kann es nur Freude machen, wenn jene 
Gemeinden, welche bis jetzt noch keinen recht feſten Boden gewonnen haben, ſich 
zu ihren Grundſätzen beteunen und dadurch eine Vereinigung möglich machen. 
Daß die Deutſch⸗Katholiken, behufs einer ſolchen, ihnen befondere Konzeſſionen 
machen ſollten, iſt nicht anzunehmen. Nach Feſtſtellung der Geſchäftsordnung 
kam es zunächſt zur Berathung, womit das Concil ſich zu beſchäftigen habe. Auf 
eine erfreuliche Weiſe gab ſich dabei ſchon jetzt das allgemeine Streben kund, mög⸗ 
lichſt feſtzuhalten an den Beſchlüſſen des Leipziger Concils. Man einigte ſich bes 
ſonders dahin, daß das jetzige Concil nur Prinzipien feſtſtellen ſolle. Die ferne⸗ 
ren Sitzungen werden nun im Hörſaale des grauen Kloſters von 7 Uhr Morgens 
bis 3 Uhr Nachmittags dauern. 

Aus Breslau vom 22 Mai wird in einer Norddeutſchen Zeitung geſchrie⸗ 
ben: „Die Ex communication des Fürſten Hatzfeld droht ernſte Verwicke⸗ 
lungen zwiſchen der hohen katholiſchen Ariſtokratie und der Geiſtlichkeit herbeizu⸗ 
führen. Nicht eigentlich darüber zürnt der Adel, an deſſen Spitze der Fürſt Hatz⸗ 
feld ſteht, daß Letzterer excommurieirt worden, ſondern daß dieſe Ereommunicas » 
tion gefliſſentlich vor das Forum der Oeffentlichkeit gezogen und der Fuͤrſt mit 
feiner Familie blosgeſtellt worden iſt. Was in Bezug hierauf der Fürſt ſelbſt, der 
auf einer Reiſe nach dem Süden begriffen iſt, zu thun gedenkt, weiß man noch 
nicht, wohl aber, daß der Vater und der Bruder der Füͤrſtin (Hrn. v. Nimptſch) 
eine Unterſuchung wegen arger Verletzung der bürgerlichen Ehre beantragen wer⸗ 
den, wenn fie nicht ſchon eingeleitet iſt. Die Strenge, welche der Fürſtbiſchof 
v. Diepenbrock bei dieſer Gelegenheit zur Richtſchnur ſeiner Handlungsweiſe 
genommen, ſcheint er auf alle Maßregeln feiner biſchöflichen Verwaltung auszu⸗ 
dehnen; ſo ſoll er dieſer Tage einen hohen Domgeiſtlichen mit vier Wochen Stu⸗ 
benarreſt und der Strafe: vier Monate die Stola nicht tragen zu dürfen, wegen 
eines Vergehens bei den kirchlichen Funktionen belegt haben.“ 

Köln. — Es wird binnen Kurzem zu Berlin ein Eentralififtitut für 
den gymnaſtiſchen Unterricht in der Armee errichtet werden und bereits 
iſt von Sr. Majeftät hierüber eine Kabinetsordre erlaſſen. Zum Direktor dieſer 
Anſtalt iſt der im Kriegsminiſterium beſchäftigte Major v. Griesheim ernannt; die 
Schüler werden im ganzen aus 16 Offizieren beſtehen, ſo daß jedes Armeecorps 
deren zwei giebt, welche zu Militairturulehrern ausgebildet werden ſollen. Der 
Lehreurſus iſt auf 14 Jahr feſtgeſetzt und der Unterricht wird thells in Gymnaſtik, 
theils in Anatomie und Phyſiologie beſtehen. - 
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Ausland. 


St u lan d. 

Frankfurt a/ M. den 28. Mai. In einem Privatſchreiben aus Kiſſin⸗ 
gen wird mit Beſtimmtheit behauptet, daß Kaiſer Nikolaus. in dieſem Som⸗ 
mer dieſes Bad beſuchen werde und bereits die Wagenremiſen für die Kaiſerlichen 
Equipagen in Bereitſchaft geſtellt würden. 

Der Polniſche General Uminski, welcher hier an feiner Lebensgeſchichte arbei⸗ 
tet, iſt Schulden halber auf den Antrag des Wirths des Hotels, in welchem er 
wohnte, verhaftet worden. Man hofft, daß feine Verwandten ihn auslöfen 
werden; ſollte dies aber auch nicht der Fall ſein, ſo würde er doch nächſtens in 
Freiheit gefegt werden müſſen, weil er in Kurzem 70 Jahre alt wird und mit 
dieſem Alter, nach unſeren Geſetzen, die Schuldhaft aufhört. Seine Schuld 
beläuft ſich übrigens auf 1600 Gulden für Wohnung und Bewirthung in dem 
Gaſthofe. 

Mannheim. Die bei Friedrich Baſſermann hier erſchienene Schrift von 
G. G. Gervinus: „Die Preuß. Verfaſſung und das Patent oom 3. Febr. 1847“ 
hat in Preußen das eigenthümliche Schickſal gehabt, in der einen Hälfte der Mon⸗ 
archie frei umlaufen zu dürfen, in der anderen dagegen durch Verfügung der Kö⸗ 
nigl. Oberpräſidenten mit Beſchlag belegt zu werden. Auf die Beſchwerde, be⸗ 
ziehungsweiſe das Geſuch um Aufhebung der Beſchlagnahme, welches der Verle⸗ 
ger bei dem Königl. Miniſter des Innern in Berlin einreichte, iſt ihm durch Er⸗ 
laß vom 13. Mai eröffnet worden, daß feinen Autrage bereits vor Eingang des 
Geſuches durch die veranlaßte Aufhebung jener Beſchlagnahme entſprochen worden 
ſel. Dieſe Schrift, welche überall, wo fie Zutritt gefunden hat, mit großer 
Theilnahme und Anerkennung geleſen ward, iſt dadurch auch den Provinzen, wo 
fie mit Beſchlag belegt geweſen — wozu auch die Rheinlande gehören —, offen 
zugänglich geworden, und die frühere Erklärung, daß einer freien, aber würdi⸗ 
gen Beſprechung der Verfaſſungsangelegenheit von Seiten der Regierung kein 
Hinderniß in den Weg gelegt werden ſoll, hat in dieſem Falle ihre Beſtatigung 
gefunden. Indem wir dieß mit Vergnügen anerkennen, können wir doch den 

Wunſch nicht unterdrücken, daß der Grundſatz der freien Beſprechung Öffentlicher 
Angelegenheiten keinerlei Ausnahme mehr erleiden möge. 
’ Sutter e ich. 

Wien, den 28. Mal. — Der Geſundheitszuſtand dahier iſt fortwährend 
ſehr beunruhigend. Die Spitäler ſind dermaßen mit Kranken überfüllt, daß es 
nunmehr an Raum zur Aufnahme gebricht. In Folge deſſen ſand ſich unſere Re⸗ 
gierung veranlaßt zur Unterbringung der Kranken unlängſt eigens zwei Private 
häuſer in der Vorſtadt Wieden zu dieſem Zwecke zu miethen. Beſonders ſtark ift 
auch die Krankenzahl der hieſigen Garniſon. Das hieſige Militairſpital iſt nicht 
mehr in der Lage all die Kranken aufzunehmen, weshalb das Militairſpital zu Ba⸗ 
den, 3 Meilen von Wien äußerſt ſtark in Aufpruch genommen wird. Die herr⸗ 
ſchendſte Krankheit unter dem Militair iſt der Skorbut. Se. Kaiſerl. Hoheit der 
kommandirende General Erzherzog Albrecht, richtet fein beſonderes Augenmerk auf 
das Wohl und die gute Verpflegung der Soldaten. Er hat die Verfügung getrof⸗ 
feu, daß die Mannſchaft bei der jetzt herrſchenden großen Hitze (vor ein paar Ta⸗ 
gen 32 Grad R.) nicht mehr fo gedrängt beiſammen liegen darf, ſowie er auch 
binfichtlich einer dieſem Zuſtande angemeſſeneren Nahrung mehrfache Anordnungen 
ertheilt hat. Wegen dieſer ausgebreiteten Kraukheit unterbleibt auch die für die 
fen Monat beabſichtigt geweſene Aufftellung des Lagers bei Wiener Neuſtadt. — Die 
Berichte aus Ober⸗ und Unteröſterreich hinſichtlich des Saatenſtandes, beſonders 
aber der Winterfrucht und Erdäpfel lauten äußerſt günſtig. Von dem Weinſtock 
verſpricht man ſich, wenn anders die ſchöne Witterung fortdauert, eine ſolche ers 
giebige Erndte, als man noch keine in dieſen Gegenden je erlebt hat. Man hofft 
einen vierfach ſtärkeren Ertrag als der im verfloſſenen Jahre, welcher wie bekannt 
auch ſehr ergiebig ausgefallen iſt. 

Am 20ſten um 123 Uhr Nachts ſtieß auf der Kaiſer Ferdinands-Nordbahn 
der von Brünn kommende gemiſchte Zug bei dem Orte Pausram auf den in ent 
gegengeſetzter Richtung von Ludenburg kommenden Laſt⸗ und Perſonen⸗Train, 
wobei in Folge des heftigen Zuſammenſtoßens beider Lokomotiven von dem auf 
denſelben befindlichen Maſchinen-Perſonal drei Individuen (zwei Heizer und ein 
Gehülfe) auf der Stelle tobt blieben. Ein Maſchinen⸗Führer erlitt einen Arm⸗ 

bruch und der andere wurde leicht verletzt. Von den Paſſagieren wurde glüdli: 
cherweiſe Niemand beſchädigt. Man ſchaͤtzt den Schaden der zertrümmerten Lo⸗ 
komotiven und Wagen auf 30 bis 40,000 Gulden C. M. 
' r a nk wei ch 

Paris, den 27. Mal. Die Deputirten- Kammer eröffnete heute die 
Verathung über die einzelnen Artikel des Antrags in Betreff der Einführung einer 
einförmigen Brieftaxe. 

Die Gazette de France will wiſſen, das Reiſeziel der Königin Chriſtine 
fei nicht Neapel, ſondern Rom, wo fie den Papſt zu bewegen fuchen wolle, bei 
Verweigerung des Dispeuſes zur Eheſcheidung der Königin Iſabella zu beharren. 

Der Infant Don Enrique iſt mit ſeiner Gemahlin und ſeiner Schwägerin am 
21. d. M. von Marſeille in Toulouſe angetommen; er wollte ſich dort einige 
„Tage aufhalten und daun nach Bapoune abreiſen. 

Die Flotte im Mittelmeere, die bisher vom Prinzen von Zoinville kommau⸗ 
dirt wurde, ſoll, wie verlautet, unter Admiral Mackau (ehemaligem Marine -Mi⸗ 
niſter) nach dem Archipel ſegeln, um die Abwickelung der Tütkiſch⸗Griechiſchen 
Differenzen abzuwarten. 5 


3m Paris iſt eine Petition der arbeitenden Klaſſe an die beiden Kammern im 

Umlauf, worin um beſtändige zollfreie Getreide-Einfuhr in Frankreich gebeten wird. 
ſtieg 75 man der verbef- 

ſerten Lage des Platzes zuſchreibt. Daſſelbe Steigen erfuhren auch die Actien 

der vorzüglichften Eiſenbahnen. 10 EL 

Im Junern ift das Miniſterium durchaus einig, obgleich man von Zerwürf⸗ 
niffen zwiſchen Hrn. Guizot und Hrn. Duchatel geſprochen hat; die gemeinſame 
Gefahr hat fie wieder zufammengeführt. Die Wolke, elche die Weigerung des 
Hrn. Guizot, Hru. Napoleon Duchatel zum ae in Madrid zu ernennen, 
heraufbeſchworen, hat ſich verzogen. a * 

Es iſt nicht mehr die Rede davon, einen B igafe nach adrid zu ſenden. 
Man will den Intriguen, deren Mittelpunkt die junge Königin iſt, freien Lauf 
laſſen und ſich nur dann ernſtlich in die Angelegenheiten. Spaniens miſchen, wenn 
das Königthum durch die Umtriebe der Fakttonen bedroht werden ſollte. 

Der frühere Spaniſche Konſul in Baponne, Hr. Buſtamente, welcher wegen 
Ertheilung eines Paſſes an Hrn. Olozaga, wozu er in aller rechtlicher Form be⸗ 
fugt war, verabſchiedet wurde, befindet ſich in Paris. Anträge zu ſeiner Wie⸗ 
dereinſezung hat er abgelehnt. 

Es fällt hier wie in der Engliſchen Hauptſtadt auf, daß die offizielle Anzeige 
von der Ernennung des Herzogs von Broglie zum Geſaudten am Britiſchen 

Hofe und feine Abreiſe dahin noch nicht erfolgt iſt, und man glaubt allgemein, 
daß die Rückkehr des Marquis von Normanby hierher nicht erfolgen wird, be⸗ 
vor der Franzöſiſche Geſandte in London eingetroffen iſt. 

Ein Algieriſches Blatt ſagt: Die Preußiſchen Einwanderer fangen ſchon jetzt 
an, ſich in den zwei Dörfern La Stidia und Ste. Leonie einiges Wohlſeins zu 
erfreuen. Vor Kurzem hat fie der Biſchof von Algier beſucht und ihnen den ka⸗ 
tholiſchen Gottesdienſt eingerichtet. Det Abbé Kney iſt zu ihrem Seelſorger et⸗ 
nannt worden. eg 

Ein ſehr wichtiger Briefwechſel des Herzogs von Bordeaux mit einem feiner 
Ager ten in Paris ſoll in die Hände der Polizei gefallen fein. Es befinden id, 
ſagt man, Briefe darunter, welche den Herzog ſehr kompromittiren. ae 

Hier will man ganz beſtimmt wiſſen, daß Dom Miguel ſich in Porto befinde 
und ſeinen Eingebungen die Beſchlüſſe der Junta zugeſchrieben werden müßten. 

Eine Privatmittheilung aus Madrid vom 19. Naar, daß die Königin Iſa⸗ 
bella ſich in intereſſanten Umſtänden befinde. Der Gemahl der Königin ſoll ſich 
weigern, mit ſeiner Gemahlin wieder daſſelbe Schloß zu beziehen, wenn ſie nicht 
ihren Haushalt ändere, namentlich einige Perſonen entferne, welche er als ſeine 


Feinde betrachtet. — Der kürzlich von den Zeitungen abermals erichofjene Tri⸗ 
ſtaup ſoll am 1 4. wiederum an der Spitze einer Bande von 300 Köpfen erblickt 
worden ſein. N 


Spanien. an 1e 2 034% 
Madrid, den 20. Mai. Der Tiempo enthält Nachſtehendes; „Es hat 
ſich heute das Gerücht verbreitet, das Miniſterium, von der Unmöglichkeit über⸗ 
zeugt, die Verwaltung zum Nutzen des Landes zu führen, wenn es ſich nicht von 
den Behinderungen befreien könne, die feinem Willen Feſſeln anlegen und ihm ale 
les Vertrauen entziehen, habe beſchloſſen, ſeine Entlaſſung zu nehmen, wenn 
dieſe Lage ſich nicht ändere.“ a r 
Dieſer Entichluß der Miniſter ſoll zunächſt durch die zwiſchen dem Könige und 
der Königin beſtehende Zwietracht veranlaßt fein, und Einige wollen wiſſen, die 
Miniſter hätten bereits geſtern Abend ihre Entlaſſung eingereicht. wo 
paris. Die Madrider Blätter bringen nun wirklich die Beſtätigung der 
Gefangennehmung Triſtauy's durch die Kolonne des Oberſten Bareras, Seine 
drei Mitgefangenen wurden ſogleich erſchoſſen, er ſelbſt aber nach Solſona geführt 
und dem General: Capitain zur Verfügung geftelle, der ihn am 171em erſchießen 
ließ Man hatte zugleich erfahren, daß der nicht minder gefährliche Banden⸗Chef 
Ros de Erolles ſich in derſelben Gegend im Haufe von Torrellas ganz allein be⸗ 
fand, worauf der Oberſt Bareras 10 Mozos de la Eſtuadra und einen Offizier 
mit 30 Maun nach jenem Punkte entſendet hatte, um wo moglich auch dieſen 
Ghef der Karliſten zu fangen. Zu Madrid kannte man aber das Reſultat dieſer 
Maßregel am 2Often noch nicht. Indeſſen melden Privatberichte aus Barcelona, 
daß daſelbſt Briefe aus Manrefa vom 188ten eingetroffen waren, mit der Mel, 
dung, der Leichnam des Ros de Erolles ſei dahin eingebracht worden, damit die 
Einwohner ſich von der Identität der Perſon des Erſchlagenen überzeugen At 
ten. Beſtätigt ſich auch diefe Nachricht, fo darf man allerdings das Unternehmen 
der Parteigänger des Grafen von Montemolin als verloren anſehen! denn die 
zwei getödteten Führer waren die Hauptſtütze deſſelben. Merkwürdig iſt indeß, 
daß die neueſten Berichte von der kataloniſchen Gränze, die bis zum 20ſten reichen, 
noch immer nichts Beſtimmtes und Ausführliches über beide Kataſtrophen bringen, 
obgleich fie namentlich die Erſchießüng Triſtanp's als gewiß annehmen. Sie ſa⸗ 
gen, zu Barcelona fei ſogar das Gerücht gegangen, der General- Gapltain Pavia 
ſei in den hohen Gebirgen von den Juſurgenten überfallen worden und hätte eini⸗ 
gen Verluſt erlitten. we 17 Ber, 
Madrid, den 21. Mal. Es iſt abermals ein Kabiuets konſeil gehalten 
worden und Pacheco und Salamanca ſind nach demſelben nach Aranjuez abgereiſt; 
was ſie bezwecken, darüber hat heute noch nichts verlautet. — Dem Popular 
und det Esperanza zufolge befindet ſich die Königin Iſabella in geſegueten 
Umſtänden. i F 
Dem Jufanten Don Eutique it die Rückteht nach Spanien mit feiner 
Gemahlin für jetzt nicht bewilligt worden. 
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London, den 25. Mai. Die bis zum 19ten d. M. reichenden Berichte 
aus Liſſ abon melden, daß ſeit der Weigerung der Junta von Porto, die Be⸗ 
dingungen der Engliſchen Vermittelung anzunehmen, alle Feindſeligkeiten ſuspen⸗ 
dirt waren und man feruere Jnſtruktionen aus Eugland erwartete. Der Britiſche 
Geſandte hatte der Portugieſiſchen Regierung eroͤffuet, daß an eine Mobifitetion 
der Bedingungen nicht zu denken und England zu, einer bewaffneten Jutervention 
entſchloſſen ſei. (Nach Berichten aus Badajoz vom 11ten d. war das Spaniſche 
Armee » Corps bereits marſchfertig. Sa da Bandeira hatte einen Vertrauten nach 
Liſſabon geſandt, und es war Ausſicht vorhanden, daß er mit ſeiner Diviſion die 
Autorität der Königin anerkennen werde. Andere Angaben melden, er habe eine 
Verſtärkung von 1200 Mann erhalten und ſei überaus kriegsluſtig. Das Dampf⸗ 
ſchiff Sidon war mit einem Spaniſchen und einem Frauzöſiſchen Offizier nach Se⸗ 
tubal geſandt worden, um wo imoglich die Erneuerung der Feindſeligkeiten zu ver⸗ 
hindern. Der neue Portugieſiſche Geſandte am Franzöſiſchen Hofe, Baron Ren⸗ 
duffe, war auf feinen Poſten abgegangen. Die Franzöſiſche Fregatte Bayonnaiſe 
war im Tajo eingetroffen. Liſſabon war einer Hungersnoth nahe. 

Aus Porto reichen die Berichte ebenfalls bie zum 1 9ten d. Man ſprach all⸗ 
gemein von D. Miguel's Landung, ohne Gewicht auf dieſe Nachricht zu legen. 
Die Junta hat dem Britiſchen Konſul angezeigt, wenn der Prinz gelandet ſei, ſo 
ſei dieſes unter dem Schutze der Britiſchen Flagge geſchehen. Nach anderen An⸗ 
gaben ſoll er bereits wieder abgeſegelt ſein. Man ſprach unverbürgt von migue⸗ 
liſtiſchen Bewegungen in den Provinzen. Das Antas und Povoas trafen Anſtal⸗ 
ten, Caſal aus Lamego zu vertreiben. i 

Großbritannien und Irland. 

London, den 25. Mai. Ihre Maleſtät die Königin hielt vorgeſtern im 

Buckingham⸗Palaſt Hof, bei welcher Gelegenheit der Erbprinz von Lucca, Gemahl 

der Schweſter des Herzogs von Bordeaux, eine Audienz hatte. — Die Königin 
feierte geſtern ihren 28jlen Geburtstag. 

Lord Clareudon wird ſchon übermorgen im Schloſſe zu Dublin eintreffen, um 
feinen Poſten als Lorbſtatthalter anzutreten. Herr Labouchere befindet ſich ſeit 
vorigem Freitage zu Dublin. 3 

Die „M. Chronikle“ erklärt ſich zu der Verſicherung ermächtigt, daß ber 
Herzog von Victoria (Espartero) keinesweges um die Erlaubniß, nach Madrid 
zurückzukehren, angehalten habe, wie von Madrider Blättern behauptet werde. 
Er gedenke nur dann zurückzukehren, wenn er dazu eingeladen werde, was aller- 
dings bei der jetzigen politiſchen Sachlage in Spanien wahrſcheiulich 1 

Aus Portsmouth wird berichtet, daß das Dampſſchiff „Bulldogg“ geſteru 
von dort mit Depeſchen Lord Palmerſton's nach Liſſabon abſuhr. Contre⸗Admi⸗ 
ral Napier wurde heute auf dem „St. Vincent“, der mit einer Mannſchaft von 
850 ‚Köpfen ſofort nach Portugal abgehen ſoll, erwartet. n 

In der City heißt es, aus Petersburg ſei die Anzeige eingegangen, daß dort 
Gold im Betrage einer Million Pfd. St. nach England eingeſchifft worden ſei und 
in etwa 10 Tagen hier eintreffeu werde. 

London den 26. Mai. Ihre Majeftär die Königin iſt geftern mit ihrem 
Gemahl nach Claremont abgereiſt. 

Der Kapitain der Handelsbrigg „Frances“ berichtet, daß vor acht Tagen, 
als er mit ſeinem Schiffe zwei Stunden von der Achille⸗Inſel an der Nordweſtküſte 
von Irland vor Anker lag, plötzlich 9 Böte mit 36 Bewaffneten von der Küſte 
abſtießen, au die Brigg heranführen und mit Gewalt au Bord gingen, wo ſie 
elne Lebensmittel⸗Ladung zu finden glaubten, deren Auslieferung ſie forderten. 
Sie überzeugten ſich aber bald, daß die Ladung in Zucker beſtand, und der Ka⸗ 
pitain mußte ihnen nun feinen ſämmtlichen Proviant hinaufſchaffen, über den fie, 
beſonders über den Schiffszwieback, mit ſolcher Gier herfielen, daß wenig übrig 
blieb. Nachdem fie ſich geſättigt hatten, verließen ſie ohne ſonſtige Gewaltthat 
das SH. | ann dag j 

Sir Charles Napier befindet ſich noch in Portsmouth, und es heißt, daß er 
erſt in etwa zehn Tagen wird abſegeln können. Er iſt nicht in das Mittelmeer 
beftimmt, ſondern ſoll den Vite⸗Admiral Parker in Liſſabon ablöſen, damit dieſer 
fein Kommando im Mittelmeer wieder antreten kann. Es ſcheint, daß Sir Char: 
les Napier von der Regierung zum Theil auch aus dem Grunde zum Kommando 
des Geſchwaders vor Liſſabon gewählt worden iſt, weil er als ehemaliger Ber 
fehlshaber der Portugieſiſchen Flotte mit den Portugieſen und den Parteitreibern 
bekannt und vielleicht nicht ganz ohne perſönlichen Einfluß iſt, der ſich dann im 
Jutereſſe der Pacifikation des Landes wird verwenden laſſen können. 


Das Dampfſchiff „Jackall“ ift mit Depeſchen für Lord Palmerſton und Nach 
richten aus Porto vom 19. Mai in England angekommen. Oberſt Wylde 


befand ſich damals noch in Porto; die Junta hatte indeß nach achttägiger Delibes 
sation die Vergleichs⸗Vorſchläge definitiv abgelehnt. In Porto hieß 
es allgemein, Dom Miguel ſei von einer Eugliſchen Brigg bei Villevonde 
gelandet und auf dem Wege nach Porto. Der Rückzug der Königl. Truppen 
aus der Citadelle von Viana nach 56tägiger Belagerung war die Folge des Man⸗ 
gels an Lebensmitteln. Die meiſten Offiziere und Soldaten wurden gefangen, 
und nur der Gouverneur und 5 Offiziere entkamen an Bord des „Jackal“; fie 
waren nach Liſſabon abgegangen. 

N Sch wei z. 


Ueber die mehrfach erwähnte Duellſache zwischen den Reglerungsräthen 
Ochſenbein in Bern und Oberſt Abyberg aus Schwyz erzählt jetzt der Berner 
Verfaſſungsfteund: „Das Duell ſollte am 20. Mai in Hüningen bei Baſel unter 


Beiſein des Dr. Steiger von Winterthur als Arzt, und Hrn. Lombach, Komman⸗ 
dant aus Bern, als Sekundanten für Herrn Ochſenbein ſtattſinden. Wer ſich 
aber, unmittelbar bevor der Letztere mit ſeinem Sekundanten von hier abreiſte, 
dem Duell durch eine briefliche Erklärung entzog, das war Herr Abyberg.“ ©: 
Der Berner Veobachter ſchließt einen längern Artikel, in dem er eine Ueber⸗ 
ſicht zu geben verſucht über die Umtriebe fremder, namentlich Deutſcher Flücht⸗ 


linge in der Schweiz ſeit den Dreißigerjahren bis auf die neueſte Zeit, wo plötzlich 


wieder eine Maſſe revolutionärer Flugſchriften aller Art, wie es ſcheint, ſyſtema⸗ 
tiſch von der Schweiz aus nach Deutſchlaud verbreitet wird, folgendermaßen: 
„Wie die Unterſuchungen über die oben berührten Unruhen in Deutſchland 
herausſtellen, ſtehen fie meiſtens in Zufammenhang und gehen von einem Comité 
Direkteur (2) aus, das wahrſcheinlich ſeinen Sitz in der Schweiz hat oder aller⸗ 
wenigſtens auch die Deutſch⸗ revolutionären Intereſſen in derſelben verwaltet. Vie 
leicht bald dürfte ſich der Vorhang lüften. f i . 

„Aus der vorliegenden Darſtellung geht nun ſo viel hervor, daß das tolle 
Treiben der Fremdlinge in der Schweiz, wie es ſich in den Dreißigerjahren kund 
gab, wieder erneuert oder gar noch vermehrt und das Schweizeriſche Staatsgebiet 
wieder zum Tummelplatz jener Abenteurer gemacht werden ſoll. Für dieſe Be⸗ 
hauptung bürgen uns die uns zu Ohren gekommenen Lehren, welche den fremden 
Handwerksgeſellen in ihren Vereinen und Leſezirkeln von gewiſſer Seite eingetrich⸗ 
tert werden. ; a f 5 

„Zum Schluſſe nun noch die Frage: was könnte die Folge einer von Seiten 
der Regierung gegen ſolche Umtriebe zu großmüthig geübten Nachficht fein? Glaubt 
man nicht daran, oder will man ſie nicht kennen? Oder endlich, glaubt und hofft 
man auf die Revolutionirung Deutſchlands und die Entſtehung einer allgemeinen 
Deutſchen Republik? 5 f n 

„Es iſt ſicher, daß die Regierungen der Nachbarſtaaten ein wachſames Auge 
auf die Schweiz gerichtet haben und den erſten Anlaß ergreifen werden, um ſich 
gegen die Brandraketen, welche fortwährend von der Schweiz aus in ihre Staa⸗ 
ten geworfen werden, endlich gehörig ſicher zu ſtellen. Es bedarf dieſe Behaup⸗ 
tung keines Kommentars. 5 f mg. 

„Wir warnen daher noch, während es Zeit iſt. Wir ermahuen die Regle⸗ 
rung Berns, beſonders als Vorort, ſich loszureißen aus den ſie umſtrickenden Ar⸗ 
men dieſer „Partei des Auslandes.“ An dem Vorort liegt es, für die Erhaltung 
der innern und äußern Ruhe der Schweiz zu ſorgen; er hat die Pflicht, nicht nur 
die Sonderbundskantone zu überwachen, ſondern auch die radikalen Kantone. Zei⸗ 
gen ſich daſelbſt Symptome, welche früher oder ſpäter die Schweiz mit dem Aus⸗ 
lande in Kollifion bringen könnten, fo ſoll er die fehlbare Regierung auf die Ge⸗ 
fahren aufmerkſam machen. a 

„Wir haben gewarnt. Möge unſere Stimme nicht in der Wüſte verhallen.“ 
. . 5 f 1 

Turin. Die Durchſtechung des Mont Cenis, zum Behuf der Eiſenbahn, 
welche Turin mit Chambery verbindet, ſoll jetzt entſchieden ſeyn; die angeſtellten 
Proben find völlig gelungen. 

Aus Forli ſchreibt man: „Die blutigen Scenen, welche mit der Er⸗ 
mordung des Finanz-Lieutenants Mordini in Faenza begonnen hatten, dauern 
daſelbſt fort; ſchon zählt jene Stadt bei 40 Opfer, trotz der Auweſenheit eines 
Gerichtskommiſſars, welcher ſeit dem Monat Februar mit der nöthigen Aſſiſtenz 
und Vollmacht dahin abgeſendet worden iſt, um die Urheber ſolcher Unthaten zu 
entdecken. Wahrſcheinlich werden dieſe Meuchelmorde von den geheimen Geſell⸗ 
ſchaften angeregt und geleitet. 

Rußland und Polen. 

St. Petersburg, den 22. Mai. Rußlands Hauptquarantäne zur Ab⸗ 
wehr der Peſt, die bisher ſo häufig vom Kaukaſus uns bedroht, beſteht vor der 
Stadt Kiſhljär. Aber die unaufhörlichen Raubeinſälle der Bergvölker, durch die 
oft reichen Waaren : Yuhäufungen während der Puriſikation dahin gelockt, haben 
die Regierung, ſeit ihrer Gründung im Jahre 1802, wiederholt genöthigt, ſie 
zu verlegen. Ihre letzte Verlegung, die günſtigſte von allen früheren, erhielt fie 
1841, dicht vor der Stadt auf einem erhöhten Terrain, das ſie nicht mehr, wie 
früher, der Ueberfluthung des Terek ausſetzt. Außer dem feſten Bau aller zu 
ihr gehörigen Gebäude, iſt fie auch jetzt eine ſtarke Veſte gegen die Anfälle der 
Bergvölker. Sie iſt rundum von einem Wall umgeben, auf dem mit Kanonen 
verſehene Baſtionen errichtet ſind, die jeden kühnen Angriff der Feinde abzuhalten 
vermögen. Durch fie erhält auch die Stadt Kiſ hljär hinreichenden Schutz. Ein 
Koſaken⸗Detaſchement Hält ununterbrochen alle nahen Poſten beſetzt. Die Opera⸗ 
tionen dieſer Quarantäne find keineswegs unbedeutend. In den Jahren 1844 
und 1845 wurde fie von 23 — 25,000 Menſchen beſucht, unter welchen man 
15,000 Bergvölter, 10,000 Gewerbtreibende, 200 Offiziere und andere Be, 
amte zählte. An Waaren, theils aus Perfien, theils aus den Kaukaſusländern, 
wurden hier für 1 Million Silber⸗Rubel eingebracht. Die Zahl der hierher kom⸗ 
menden Paſſagiere, vornehmlich von den Bergvölkern, vergrößert ſich mit jedem 
Jahre, was die Zunahme des Ruſſiſchen Einfluſſes auf dieſe Volksſtämme beweiſt. 

Ein Bauer in Schatak, Regierungs-⸗Bezirk Tambow, heilt die Biſſe toller 
Hunde durch Pulver der Altheawurzel, welches der Kranke einnimmt und zugleich 
auf die Wunde ſtreut. Brenn 

Vermiſchte Nachrichten. 
Stettin. — Auf der Stargard⸗Poſener Eiſenbahn iſt den 26. Mai vers 
ſuchsweiſe die erſte Lokomotive eine mehrere Meilen weite Strecke gelaufen. Be⸗ 
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reits in den Tagen vom 8. bis 15. Juli wird die erſte Betriebseröffnung der 
Bahn auf der Strecke zwiſchen Stargard und Woldenberg Statt finden. 

An dem Zollhauſe bei London kam kürzlich ein komiſches Ereigniß vor. 
Ein dralles junges Mädchen begab ſich mit ihrem Liebhaber auf ein Schiff, das 
am Kai lag und Auswanderer nach Amerika bringen ſollte, um auch mit in die 
neue Welt zu ſchiffen und dort ſich mit dem Geliebten zu verheirathen. Sie beſaß 
ein baares Vermögen von 1400 Thalern, das ſie dem Kapitain zur Verwahrung 
gegeben hatte. Kaum war das Paar auf dem Schiffe augekommen, als der 
Bräutigam Geld von dem Mädchen verlangte. Sie weigerte ſich beſtimmt, da 
er keines brauche; er ſagte ihr aber ohne langes Zögern kalt Lebewohl, wüuſchte 
ihr eine glückliche Reiſe und kehrte an's Land zurück. Die Verlaſſene dagegen 
trat auf das Verdeck, redete die zahlreich Verſammelten an und fprang dann nicht 
etwa dem Ungetreuen nach ins Waſſer, ſondern rief laut, wenn einer der anwe— 
ſenden jungen Männer die Stelle des Ungetreuen einnehmen wolle, würde ſie ihn 
ſofort annehmen. Ein hübſcher junger Maurer beſann ſich nicht lange, erflärte 
ſich bereit, den Handel einzugehen, wurde auf der Stelle angenommen und begab 
ſich auf das Schiff, das in der nächſten halben Stunde unter Segel ging. 

Die Pariſer befinden ſich jetzt in einem Zuſtande ungewöhnlicher Aufregung. 
Herr Gannal, der Erfinder einer neuen Methode Leichname einzubalſamiren, hat 
im Verlauf voriger Woche Tauſende von Einladungen an die Pariſer Schönen 
erlaſſen, um fie zu beſtimmen, der Ausgrabung eines jungen Mannes beizuwoh— 
nen. Bald lud ein Nebenbuhler Gannals die ſchöne Welt zu einer ähnlichen 
Wiederauferſtehung von einer jungen Dame ein. 


ten Staaten in den letzten Jahren angefangen haben, nach den brennenden Ländern 
des Indiſchen Archipels auszudehnen, iſt jetzt eine ihrer lukrativſten Exportbran⸗ 
chen. In Calcutta, Madras, Bombay, Batavia, Manilla, Canton ꝛc., wo fonft 
die Alzaraza das einzige gekannte Erfriſchungsmittel war, bedient man ſich jetzt, 
nachdem man ſich davon verſchaffen kann, zunehmend mehr des Eiſes, und wird 
kein Champagner mehr, ohne in Eis zu ſtehen, getrunken. Um eine Idee von 
der Wichtigkeit zu geben, die dieſer neue Handelszweig bereits erreicht hat, kann 
angeführt werden, daß ein einziges Haus in Boſton im Laufe des verfloſſenen 
Jahres 101 Schiffe mit Eis expedirt hat. 

In Antwerpen ſind gegenwärtig ſo viele Auswanderer, daß die 
Schiffsrheder das Engliſche Dampfſchiff „City of Rotterdam“ für drei Fahrten 
nach London gemiethet haben, um die Auswanderer in London nach Amerika ein⸗ 
zuſchiffen. Wahrſcheinlich werden fie wohl dort ſtatt nach New Pork nach Canada 
trausportirt werden ſollen, weil daſelbſt das Amerikaniſche Geſetz wegen des Trans⸗ 
portes der Emigranten keine Anwendung findet, und daher die Schiffe für die 
Reiſe nach Canada eine viel größere Menge Paſſagiere faſſen können. 

Die Engliſche Regierung will für die Erziehung der untern Klaſſen 
ein Uebriges thun. 100,000 Pfund Sterling ſollen dafür jährlich ausgegeben 
werden. So viel Geld das ſcheint, ſagt der Telegraph richtig, iſt es doch für 
ſolchen Zweck nur ein lumpig Almoſen. Und das nennen fie ein Nationalwerk? 

In einer Zeitſchrift wurde neulich ein Feſteſſen beſchrieben, worin es unter 
Anderm hieß: „Gegeſſen wurde ſehr viel, wie viel aber getrunken wurde, das 
mag vielleicht nur Gott wiſſen.“ Der Cenſor ſtrich das vielleicht. Auf Be⸗ 


Aus Batavia meldet man: 


der Handel mit Eis, welchen die Vereinig⸗ 


! Stadttheater in Poſen. 
Donnerſtag den 4. Juni die erſte Polniſche Vor⸗ 
ſtellung. 


Bei G. W. Niemeyer in Hamburg iſt in der 
7ten Auflage erſchienen und in allen Buchhand⸗ 
lungen zu haben, in Poſen bei J. J. Heine: 


Der bewährte Arzt für Unterleibs⸗ 


kranke. 

Guter Rath und ſichere Hülfe für Alle, welche an 
Magenſchwäche, ſchlechter Verdauung und den dar⸗ 
aus entſpringenden Uebeln, als Magendrücken, Ma⸗ 
genkrampf, Verſchleimung, Magenſäure, Uebelkei⸗ 
ten, Erbrechen, Aufſtoßen, Sodbrennen, Appetit⸗ 
loſigkeit, hartem und aufgetriebenem Leibe, 
hungen, Herzklopfen, kurzem Athem, Seitenſtechen, 
Rückenſchmerzen, Beklemmung, Schlafloſigkeit, Kopf: 
weh, Blut-Andrang nach dem Kopfe, Schwindel, 
vielen Arten von Augenkrankheiten, periodiſchen 
Krämpfen, Hypochondrie, Hämorrhoiden u. ſ. w. 
leiden. Nach bewährten Anſichten und praktiſchen 

Erfahrungen von Dr. E. Fränkel. 8. Geh. 

73 Sgr. 


Neuigkeit von Ad. Brennglas. 
Bei Ign. Jackowitz in Leipzig erſchien ſo 
eben als Fortſetzung und iſt zu haben bei Sſchir— 
mer & Bredull in Poſen: 


Berlin wie es iſt und — trinkt. 
von a 
Ad. Breunglas. 
XXVII. Heft: „Bilder⸗Schilder oder Schil- 
der⸗Bilder.“ 

Mit einem colorirten Titelkupfer von Th. Hoſemann. 
8. elegant geh. im Umſchlag. Velinp. Preis 4 Thlr. 
Die bis jetzt erſchienenen XXIX. Hefte dies 
ſes allgemein beliebten Werkes ſind in den 

neueſten Auflagen wieder vollſtändig zu haben. 


> Bekanntmachung. 

Da im Termine den 11ten Mai d. J. auf die 
Verpachtung des ehemaligen Bielefeld ſchen Spei— 
chers No. XIII. Columbia kein annehmbares Gebot 
ergangen iſt, fo ficht zur anderweiten Verpachtung 
dieſes Speichers auf ein oder mehrere Jahre ein 
Termin am 

Montag den n Juni c. Nachmittags 


auf Ort und Stelle an. 

Pachtluſtige werden hierzu mit dem Bemerken ein⸗ 
geladen, daß die nähern Bedingungen im Termine 
mitgetheilt werden ſollen, auch vor dem Termine 
ſchon im Burtau der Feſtungsbau⸗ Direktion einge⸗ 

ſehen werden nn 1847 ’ 
ofen, den 29. Mai . R 
? Königlide Feftungsbaus Direktion, 


Bekanntmachung 10 uhr 
Freitag den Aten Juni Vormittags von in 
ab follen auf dem Königlichen Packhoſe vier Kiſten 


Bla- 


fragen gab er als Grund an: „Iſt ein Zweifel an der Allwiſſenheit Gottes.“ 


Champagner in Flaſchen, entweder in ganzen Kiſten 
oder in Parthien zu 10 bis 20 Flaſchen, öffentlich 
an den Meiſtbietenden gegen gleich baare Bezahlung 
verkauft werden, wozu wir Kaufluſtige hierdurch 
einladen. 
Poſen, den 31. Mai 1847. 
Königl. Haupt» Steuer. Amt. 


B Stargard⸗Poſener 
Eiſenbahn. 


Zur Einzahlung der fünften Rate 
von 10 3 find die Termine 
bier, auf unferer Hauptkaſſe, am Dten und 
Sten Juli Vor- und Nachmittags, und 
= in Berlin, auf dem Berlin⸗Stettiner 
Bahnhofe, am Sten, Iten, 10ten Juli 
von 9 — 1 Uhr beſtimmt. 

Die Zahlung iſt zu leiſten, nach Abzug der Zins 
fen vom 6ten April — ten Juli d. J. für die be⸗ 
reits eingezahlten 40 3, auf Zeichnungen von 1000 
Rihlr. mit = 96 Rihlr., auf die von 100 Rihlr. 
mit 9 Rihlr. 18 Sgr. und wird ſolche beſcheinigt 
auf die mittelſt Specifitation, geordnet nach der 
Nummerfolge, zu übergebenden Quittungsbogen per 
ten Juli durch eins unſerer Mitglieder und unſeren 
Haupt⸗Kaſſen-Rendanten Herrn Hoffmann. 

In der Regel werden die Quittungsbogen ſofort, 
Falls aber augenblicklich großer Andrang oder Man⸗ 
gel der Speciſikationen ſolches unthunlich machen, 
folgenden Tages gegen Rücklieferung der, letzteren 
Falls ausgeſtellten Interims-Quittungen, zurüdges 
geben. Die Folgen der verſäumten Zahlung beſtimt 
§. 13. unſeres Statuts. 

Stettin, den 28. Mai 1847. 


Direktorium der Stargard-Poſener Ei⸗ 


ſenbahn-Geſellſchaft. 
Maſche. Wegener. Fraiſſinet. 


In Klein⸗Sokolniki bei Samter ſind zum 
Verkauf: 200 Stück Mutterſchaaſe, 150 Schöpſe, 
100 Böcke; letztere werden während der Dauer des 
Wollmarktes hier in dem Hofe des Landſchafts-Ge— 
bäudes ſtehen. Die nähern Bedingungen des Kau— 
fes find von dem Schäfer Chriſtoph Schmalz 
in Klein-Sokolniki und von der Unterſchriebe⸗ 
nen hier im Landſchaftsgebäude zu erfahren. 

Poſen, den 27. Mai 1847. 

Jarocho ws ka. 


Ein anſtändig möblirtes Zimmer (Par- 
terre) nebſt Bett, am Sapiehaplatz, und 
eine Wollniederlage daſelbſt, ſind für die 
Dauer des Wollmarktes zu vermiethen. 

Näheres im Comptoir von 


C. Müller K Comp -, 
Sapieha⸗Platz No. 3. 


Große Wollniederlagen 
unter Verdeck 
nebſt Logis in der Bel-Etage 
Wilhelmsſttaße No. 8. 
Poſen, im Mai 1847. Meyer Falk. 


Ein möblirtes zweifenſtriges Zimmer parterre nebſt 
Stall auf 4 Pferde ſind während des Wollmarktes 
und Johanni-Verſur zu vermiethen bei 

Czapinski, 
Vrtiteſtraße No. 20. 


Markt No. 88. ſind große Woll⸗Niederlagen, ſo 
wie eine elegante möblirte Vorderſtube für die Dauer 
des Wollmarkts und Johannis zu vermiethen. 

Munk. 


In der Nähe des Kanonenplatzes, Friedrichsſtraße 
No. 33. vis à-vis der Landſchaft, ; 
habe ich zwei große zu verſchließen gehende Wolle 
Remiſen billig zu vermiethen. 8 
P. Lieboff, 


Commiſſionair. 


Friedrichsſtraße No. 28. iſt ein ausgezeichnetes 
Lokal als Wollniederlage zu vermiethen. 


Ein großes Zelt nebſt geräumiger Remiſe zur Nie⸗ 
derlage offerire ich zum Gebrauch im bevorſtehenden 
Wollmarkt zu einem billigen Miethspreiſe. 

D. Weidner, 
Breslauerſtraße Nro. 17. 


Die erſten neuen Matjes⸗Heringe em⸗ 
pfiehlt die Heringshandlung 
Benjamin Scherek, 
Jeſuitenſtraße No. 2. 


Am 30ſten v. Mts iſt vom Schießhauſe nach dem 
Eichwald⸗Weg eine große ſilberne Cylinder-Uhr mit 
Sckunden-Zeiger verloren gegangen. Wer ſelbige 
Graben No. 3. im Laden abgiebt, erhält eine ange» 
meſſene Belohnung. 


Getreide⸗Marttpreiſe von Poſen, 
reis 


den 31. Mai 1847. 
(Der Scheffel Preuß.) 


Weiden d. Schil.zu 1 DIE. 


2 


Roggen dito 3 21 11 4% 2 3 
Gerſte 2 2415, 3] 3/4 
Hafer 11 2314 1 281011 
Buchweizen 2 21 1 31 —— 
Erbſen D 4 22 3 DI — 
Kartoffelilꝶ u. 1 34 10 79 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfd. — 22 6 — 276 
Stroh, Schock zu 1200 Pf. 5 Per s re — 


Butter das Faß zu SPP. 
(Hierzu zwei Beilagen.) 


125. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 2. Juni 1847. 
—— ... ——. .. —. ... —— — 


Landtags „Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 26. Mai. 
Gortſetzung.) 

Abg. v. Beckerath (fährt fort): Sie glauben als Mittel zur Abhülfe 
dieſer Uebelſtände vorſchlagen zu müſſen, daß a) jedem Beſitzer eines Bauern⸗ 
hofes geſtattet werde, denſelben als Fideikommiß zu konſtituiren, und daß, 
um dies zu erleichtern, Stempelfreiheit für die bezüglichen Verträge u. ſ. w. 
gewährt werde; b) die Parzellirungs⸗Befugniß auf ein Flächen⸗ Minimum 
beſchränkt werde; c) Niemand zur Zerſtückelung eines Grundſtücks befugt 
ſein ſoll, der ſich nicht mindeſtens fünf Jahre im Beſitz deſſelben befindet. 
Die Abtheilung pflichtet einſtimmig den Antragſtellern darin bei, daß die Par⸗ 
zellirungen, welche durch äußere Motive, nicht aber durch die natürliche Ent⸗ 
wickelung der geſellſchaftlichen Kräfte hervorgerufen werden, mit Uebelſtänden 
verbunden find, welche den Fortſchritten der Landes- und der Volkskultur hin⸗ 
dernd entgegentreten. Sie iſt indeſſen der Ueberzeugung, daß gegen dieſe 
Uebelſtände und insbeſondere gegen die ſogenannten Hofſchlächtereien keine 
andere legislativen Maßregeln zuläſſig find, als diejenigen, welche die SS. 2 
und 4 des Geſetzes vom 3. Januar 1845 über die Zertheilung von Grund⸗ 
ſtücken und die Gründung neuer Anfiedelungen enthalten find, namentlich die 
Beſtimmungen, daß Dismembrations-Verträge vor dem Richter der Sache 
und nicht vor Berichtigung des Beſitztitels des Veräußerers, oder doch nicht 
vor Ablauf eines Jahres und bevor die Möglichkeit nachgewieſen ſei, dieſen 
Beſitztitel zu berichtigen, aufgenommen werden ſollen. Zwar werden auch dieſe, 
wie überhaupt die legislatoriſchen Maßregeln, welche der Gewinnſucht und 
Privat⸗Spekulation entgegentreten, durch mancherlei ſimulirte Verabreduagen 
umgangen, indeſſen lehrt die Erfahrung, daß es der Geſetzgebung überhaupt 
unmöglich iſt, dem zu begegnen. Wollte die Geſetzgebung unmittelbare Schran⸗ 
ken errichten, fo würde fie dadurch mit dem Prinzip der neueren Agrar⸗Ge⸗ 
feggebung, dem der freien Bewegung, welches ſich im Allgemeinen als Baſis 
jeglichen Fortſchritts erwieſen hal, in Widerſpruch treten und dadurch voraus⸗ 
ſichtlich um ſo größere Uebelſtände hervorrufen. Die Abtheilung glaubt dem⸗ 
nach auf die Vorſchläge der Petenten nicht eingehen, dem hohen Vereinigten 
Landtage um ſo dringender die Berückſichtigung der anderweit zur Berathung 
kommenden Petitionen wegen Emanation ciner Landgemeinde- und einer länd⸗ 
lichen Polizei-Ordnung, Errichtung von ländlichen Hypothekenbanken, Förde 
rung der Fabrikation in den öſtlichen Provinzen u. ſ. w. empfehlen zu müſſen. 

Marſchall: Die Abtheilung hat den Antrag nicht befürwortet. Ich 
muß fragen: Ob derſelbe hier in der Verſammlung Unterſtützung findet. 
(Alles ſchweigt.) Die Unterſtützung findet nicht ſtatt; der Gegenſtand kann 
alſo nicht zur Berathung kommen. — Das dritte vorliegende Gutachten be= 
trifft die Petition wegen Errichtung eines Handelsminiſteriums. 

Referent Meviſſen (verlieſt das Gutachten. Mehrere Stimmen: „Wir 
bitten um einen vernehmlicheren Vortrag!“) Meine Herren! Ich kann ihren 
Wünſchen nicht entſprechen; ich kann nicht lauter leſen. (Das Verlangen nach 
lauterer Stimme wird wiederholt.) Ich wiederhole Ihnen, daß ich nicht lauter 
zu leſen vermag und vollſtändig verſtändlich zu ſein glaube. 

6 arſchall: Der Herr Referent bemerkt, daß er unmöglich lauter leſen 
könne, da er heiſer iſt Das Gutachten befindet ſich übrigens in den Händen 
der Herren Mitglieder. Sie werden wohl die Güte haben und dem Vortrage folgen. 

Referent Meviſſen: Die ſechſte Abtheilung hat die Prüfung der ver⸗ 
ſchiedenen, die Errichtung eines Handels-Miniſteriums betreffenden Petitionen 
zuſammengefaßt in dem nachſtehenden Referat, welches wir der hohen Ver⸗ 
ſammlung vorzutragen uns beehren. (Er verlieſt hierauf das Gutachten, wel⸗ 
ches lautet): 


Gutachten 


* 
ſechſten Abtheilung der Kurie der drei Stände des erſten Vereinigten Land⸗ 
tages über die Petitionen der Abg. Wächter, Ritter, Milde, Schauß, der Abg. 
von Danzig: Abegg, Jebens, Frantzius, wegen Errichtung eines Handels— 
iniſteriums. 

Der ſechſten Abth. des Vereinigten Landtages ſind zur Berathung über⸗ 
wiefen: I. die Petition des Abg. Wächter um Errichtung eines Handels⸗ 
Miniſteriums; II die Petition des Abg. Ritter um Errichtung eines Mini⸗ 
ſteriums für Handel und Gewerbe; III. die Petition des Abg. Milde um 
Errichtung eines Handels⸗Miniſteriums; IV. die Petition des Abg. Schauß 
um Errichtung eines Handels⸗Miniſteriums und um Errichtung von Handels⸗ 
Kammern; V. die Petition der Abg. von Danzig: Abegg, Jebens, Frantzius, 
um Bildung eines Miniſteriums für Handel und Gewerbe. Wir haben die 
Prüfung dieſer Petitionen zuſammengefaßt in das nachſtehende Referat, was 
wir einer hohen Verſammlung zu erſtatten uns beehren. 

Mehrere provinzialſtändiſche Verſammlungen haben ſeit dem Jahre 1838 
ihre Ueberzeugung dahin ausgeſprochen, daß eine Zerſplitterung der Intereſ⸗ 
ſen des Ackerbaues, des Handels und der Induſtrie in untergeordnete Neben⸗ 
zweige zweier Miniſterien der hohen und ſtets fteigenden Bedeutung dieſer 
Haupthebel der National⸗Wohlfahrt nicht entſpreche, vielmehr einzig die Her⸗ 
fiellung der früheren ſelbſiſtändigen Vertretung für eine den Bedürfniſſen des 
Landes entsprechende Berückſichtigung derſelben Gewähr biete. Die dem Ver⸗ 
amigten Landtage eingereichten, von Deputirten der Provinzen Brandenburg, 

ommern, Preußen, Schleſten ausgegangenen Anträge bekunden, daß das 
Intereſſe an jener Frage noch fortdauernd in faft allen Provinzen des Staa⸗ 
tes lebhaft empfunden, daß das Bedürſniß einer Aenderung der beſtehenden 
Einrichtung für ein fehr dringendes gehalten wird. Die von den Antrag⸗ 
ſtellern vorgebrachten oder in der Diskuſſton der Abtheilung zum Vortrag 
gekommenen Gründe, die dem Antrage zur Seite ſtehen, ſind im Weſentli⸗ 
chen folgende: Ackerbau, Handel und Gewerbe ſind mit der fleigenden Kul⸗ 
tur des Volkes, mit der hohen Ausbildung techniſcher Kräfte und Fertigkeiten 
in den letzten funfzig Jahren zu einer Entwickelung vorgeſchritten, von der 
vergangene Zeiten kaum eine Ahnung gehabt haben; die Production iſt in 
unglaublichem Maße geſteigert; der Verkehr der Perſonen und Produkte iſt 
durch Dampfſchiffe und Eiſenbahnen unendlich erleichtert; mit der Pro⸗ 
duktion find in faſt gleichem Maße die Bedürfniſſe der Völker geſtie⸗ 
gen, der Krieg der Waffen iſt zu einem Kriege der Induſtrie zwiſchen 
den induſtriellen Nationen Europas geworden, und die ausgebilde⸗ 


ten Verhältniſſe haben tauſendfache Verzweigungen, die nur der geübteſte 
Blick zu erkennen und zu fördern vermag. In allen europäiſchen Staaten 
ſind Ackerbau, Handel und Induſtrie längſt als die wichtigſten Hebel der 
National-Oekonomie anerkannt. Die Beförderung dieſer Intereſſen bildet 
eine der höchſten Aufgaben der Staatsmänner, und in den meiſten Staaten 
find an den Centralſtellen der Verwaltung ſelbſtſtändige Organe zur Wahr⸗ 
nehmung derſelben angeordnet. In Preußen ſind die in dem Boden, dem 
Handel und der Induſtrie liegenden Kräfte zur Hebung des National-Wohl⸗ 
ſtandes zum großen Theil noch natürlich und künſtlich gefeſſelt. Die Ent⸗ 
feſſelung derſelben kann nur einer Hand gelingen, welche dieſe Quellen des 
National-Reichthums in allen ihren beſonderen Verhältniſſen ins Auge faßt, 
dabei von einer praktiſchen, ſachkundigen Umgebung unterſtützt wird und nicht 
durch anderweitige widerſtreitende Pflichten gebunden iſt. Ein ſelbſtſtändiges 
Handels-Miniſterium erſcheint für Preußen um ſo nöthiger, da Preußen po⸗ 
litiſch wie kommerziell berufen iſt, an der Spitze des großen deutſchen Staa⸗ 
tenbundes die Intereſſen aller deutſchen Stämme dem Auslande gegenüber zu 
vertreten. Durch den Zoll-Verein ſind die Intereſſen unſeres engeren Vater⸗ 
landes durch die ſämmtlicher Zollvereins-Staaten bedingt; eine unausgeſetzte 
Ausgleichung divergirender Anfichten und Wünſche im Innern, eine unaus⸗ 
geſetzte Vertretung neu hervortretender oder veränderter Beziehungen zum 
Auslande iſt die nothwendige Konſequenz dieſes Bundes. Ein Preußiſches 


- Handels-Minifterium wird als feine Haupt-Aufgabe es zu betrachten haben, 


die noch unentwickelten Kräfte des Landes anzuregen und zu fördern, den 
Produkten und Manufakten des Landes neue Abſatzquellen zu eröffnen, die 
Bedürfniſſe des Ackerbaues, der Induſtrie und des Handels aller Orten im 
Einzelnen zu erforſchen und die zur Befriedigung derſelben etwa nothwendige 
Mitwirkung des Staates zu beantragen und vorzubereiten. Dieſes Ziel 
ſcheint bei der beſtehenden Organiſation, wo die Branchen des Handels⸗Mi⸗ 
niſteriums, in verſchiedene Nebenzweige zerſplittert, den Miniſterien des In⸗ 
nern und der Finanzen zugetheilt ſind, durchaus unerreichbar, ja die feſte 
Verfolgung deſſelben ſcheint mit dem anderweitigen Geſchäftskreiſe jener Mi⸗ 
niſterien unverträglich. Gegen dieſe Behandlungsweiſe ſtreitet die hohe Wich⸗ 
tigkeit und der Umfang der Materie, die in allen ihren Beziehungen nur 
von einem Manne überſehen und feſt im Auge gehalten werden kann, der 
ihr ſeine ganze Thätigkeit widmet. Die volle Thatkraft eines Mannes reicht 
kaum aus, dieſes Gebiet, was die Hauptquellen des National- Reichthums 
umfaßt, zu bewältigen, es fordert eine Vorbildung, die, nach dem Gange 
menſchlicher Entwickelung, die bei dem größeren Reichthum an Stoff mehr 
und mehr der Fachbildung ſich zuneigt, nur bei Individuen gefunden werden 
wird, die dieſem Zweige ein ganzes Leben widmen und gewidmet haben. Der 
Finanz⸗Miniſter hat in ſeinem Geſchäftskreiſe die Finanzquellen des Staates 
vorzugsweiſe aus dem Geſichtspunkte des zeitigen Staats⸗Bedürfniſſes aufzu⸗ 
faſſen, er hat für den regelmäßigen Unterhalt der Staats-Verwaltung die 
Mittel bereit zu halten und die Vertheilung der Steuern ſo zu bewirken, daß 
durch eine gerechte Vertheilung die ſittliche und materielle Kraft des Volkes 
gehoben werde. Der in ſeinen einzelnen Poſitionen feſtſtehende Bedarf des 
Staatshaushaltes muß gedeckt werden: hierüber zu wachen, Ausfälle unmög⸗ 
lich zu machen, die Einnahme möglichſt zu ſteigern, dies ſind die nächſten 
flichten des Finanz » Minifters, welche denſelben oft nöthigen, dem 
andel, der Induſtrie und den Gewerben nur in fo weit Berückſichtigung 
angedeihen zu laſſen, als dieſelben als Mittel zu augenblicklichen finanziel⸗ 
len Zwecken betrachtet werden können. Der Handels-Miniſter, als ſolcher, 
hat nur eine indirekte Beziehung zu den Steuern als Staats⸗Einnahme, er 
hat nicht die augenblickliche Ergiebigkeit des Ackerbaues, des Handels und der 
Induſtrie für die Staats⸗Vedürfniſſe, ſondern den Weg ins Auge zu faſſen, 
auf welchem dieſe drei großen Faktoren des Nationalreichthums dauernd ge⸗ 
kräftigt und gehoben werden können. Dieſer Weg wird in ſehr vielen Fäl⸗ 
len, namentlich bei Begründung neuer Erwerbszweige, augenblickliche finan⸗ 
zielle Opfer des Staates erfordern, Opfer von vorübergehender, verhältniß⸗ 
mäßig geringfügiger Natur, die durch den erhöhten Wohlſtand, durch die 
dadurch erhöhte Leiſtungsfähigkeit der Staatsbürger ſich raſch wieder ausglei⸗ 
chen und dauernd ſichere Stützen der Staats-Einnahme verſchaffen. Aus dem 
Standpunkte des Handels-Miniſters betrachtet, ſind die in ſein Reſſort fal⸗ 
lenden Steuern vorzugsweiſe ein Mittel, den Ackerbau, den Handel und die 
Induſtrie des Landes gegen übermächtige Konkurrenz des Auslandes zu ſchüz⸗ 
zen, ihnen einen ſtetigen Markt zu ſichern, und es iſt nur Nebenſache, daß 
diefelben zu der Staatskaſſe beitragen. Wem es zweifelhaft ſein könnte, daß 
die auf induſtrielle Erzeugniſſe laſtenden Zölle vorzugsweiſe zu Gunſten der 
Induſtrie etablirt find, der hat nur das in der Steuer⸗Geſetzgebung vom 
Jahre 1818 ausgeſprochene Prinzip des Zollſchutzes zur Beförderung der In⸗ 
duſtrie und das von einer anderen Richtung bevorwortete Prinzip der Handels⸗ 
freiheit ſcharf ins Auge zu faſſen. Beide Syſteme führen in Bezug auf die 
von induſtriellen Erzeugniſſen der Staatskaſſe zufließende Einnahme zu glei⸗ 
chem Reſultate, beide thun auf verſchiedenem Wege die Nothwendigkeit dar, 
von dieſen Einnahmen zu abſtrahiren, um dem Lande die ſchlummernden 
Kräfte zur Erhöhung feines Wohlſtandes zu erſchließen. Die Geſammt⸗Ein⸗ 
nahme aus den Abgaben auf Induſtrie⸗Erzeugniſſe beträgt im Zoll⸗Verein 
pro 1845 5,796,872 Rthlr., alſo für Preußen p. p. 3,175,000 Kthlr. Die 
Geringfügigkeit dieſer Summe, gegenüber der hohen Bedeutung, die dieſelbe 
indirekt für die ganze materielle Wohlfahrt der Nation in ſich trägt, beweist, 
daß auf dem Gebiete des Handels der finanzielle Standpunkt nicht maßgebend 
ſein kann. Die Uebelſtände, die von einer Vereinigung der nothwendig kol⸗ 
lidirenden Standpunkte, der Finanzzölle, als Quellen der Staats⸗Einnahme, 
und der Induſtriezölle, als Hebel einer nationalen Induſtrie, in einer Hand 
unzertrennlich erſcheinen, ſind zum Nachtheile der Industrie mehrfach grell 
hervorgetreten, und noch die letztbeſchloſſene Erhöhung des Twiſtzolles von 2 
auf 3 Kthlr., die ihrer Tendenz nach einen größen Schutz inländiſcher Baum⸗ 
wollen⸗Spinnereien bezweckt, in der That jedoch blos als eine Steigerung der 
Einnahme aus finanziellem Standpunkte anerkannt werden kann, liefert da⸗ 
für einen neuen Beleg. Es liegt ſo nahe, daß eine Verwaltung, die die Fi⸗ 
nanzen des Staates zum Hauptgegenfiande hat und haben muß, dieſen Ge⸗ 
ſichtspunkt ſeſthält, daß es gegen die Natur der Verhältniſſe zu ftreiten ſcheint, 
wenn dieſelbe zugleich ſich auf einen ihr an ſich ganz fremden Standpunkt 
der Beurtheilung ſtellen ſoll. Eben ſo ſehr, wie der in der Natur der Sache 


liegende Konflikt zwifchen den Finanzzöllen und den Induſtriezöllen, eben ſo 
fehr iſt die Unmöglichkeit, zu gleicher Zeit das weite Gebiet des Ackerbaues, 
des Handels und der Induſtrie und das der Staats⸗Finanzen zu überſehen, 
praktiſch hervorgetreten. Bekannte neuere Ereigniſſe bieten dafur ſchlagende 
Beweiſe. Daß ſie möglich geweſen, wenn die Intereſſen des Handels und 
der Induſtrie ihr eigenes Organ unter den Rathgebern der Krone gehabt, iſt 
kaum denkbar. Weitere Belege dafür liegen in dem Abſchluſſe faft ſämmtli⸗ 
cher Handels⸗Traktate mit dem Auslande, die in der Regel gleich nach dem 
Abſchluſſe vom Volke, als feinem Intereſſe zuwiderlaufend, erkannt wurden 
und nach Ablauf der geſetzlichen Friſt gekündigt werden mußten. Es wird 

überflüffig ſein, daran zu erinnern, daß der Beitritt der Nordſecküſte zum 
Zoll⸗Verein, und in deſſen Folge die Annahme eines nationalen Schifffahrts⸗ 
Geſetzes bis jetzt gänzlich ohne Erfolg angeſtrebt worden iſt. Ein Haupthin⸗ 
derniß dieſes Anſchluſſes iſt ſtets in einer mit dem Seeverkehr gänzlich under 
einbaren peinlichen Kontrolle bei der Verſteuerung, in einem hemmenden und 
zeitraubenden Formenweſen bei der Abfertigung gefunden worden, was nur 
durch ſiskaliſche Rückſichten motivirt erſcheinen kann. In unſerem Vater⸗ 
lande werden die Klagen der Induſtrie, ſo wie des Ackerbaues, lauter und 
lauter, und die Anſicht iſt weit verbteitet, daß dieſe Klagen zu großem Theile 
darin begründet ſind, daß dieſe Zweige der Vertretung eines Central-Organs 
ermangeln, was ihre Intereſſen ſelbſtſtändig wahrnimmt und bei etwaigem 
Konflikte mit den finanziellen Intereſſen des Staates nicht unbedingt unter⸗ 
liegt. In der Organiſation eines Handels-Amtes kann dieſes ſelbſtſtändige 
Organ nicht erkannt werden. In dieſer Inſtitution liegt die Anerkennung, 
aber nicht die Befriedigung des Bedürfniſſes. Das Handels-Amt hat eine 
rein theoretiſche Stellung und kann durch die Einſicht feines Chefs und durch 
die unter feinem Vorſitz ſtattgefundenen Berathungen das Daſein eines Kon⸗ 
flikts zwiſchen dem finanziellen und induſtriellen Standpunkte wohl konſtati⸗ 
ren, es kann aber dieſen Konflikt nicht heben Die Theorie wird für die 


National⸗Intereſſen erſt dann fruchtbar, wenn ihr die Praxis auf dem Fuße 


folgt. Dem Präſidenten des Handels-Amtes ſteht nach §. 3 des Geſetzes vom 
7. Juni 1844 eine Theilnahme an der Verwaltung des Handels- und Ge⸗ 
werbeweſens nicht zu, derſelbe iſt nicht Mitglied des Staats- Miniſteriums, 
ſondern hat nur in beſtimmten Fällen eine berathende Stimme. An dieſer 
Klippe iſt bis jetzt die Wirkſamkeit des Handels-Amtes geſcheitert. Seine 
Vorſchläge haben keine Ausführung erlangen können, weil ſie auf eine in 
den meiften Fällen unüberſteigliche Schranke, auf die entgegengefegte Ueber⸗ 
zeugung des Finanz⸗Miniſteriums, geſtoßen ſind. Es wird keiner weiteren 
Ausführung bedürfen, um die Ueberzeugung zu begründen, daß ein ſolches 
ſelbſtſtändiges Nebeneinanderſtehen abweichender Anſichten, wovon die eine auf 
eigene Kenntnißnahme von den industriellen Zuſtänden des Landes und auf 
Mittheilungen und Berathungen von Gewerbe- Verſtändigen beruht und mit 
den Wünſchen des Landes im Weſentlichen übereinſtimmt, die andere aber 
die Anwendung der praktiſchen Handhabe, wodurch eine Anſicht erſt Leben 
und Bedeutung erlangen kann, konſequent verweigert, zu einer ſegensvollen 
Entwickelung der National⸗Wohlfahrt nicht führen kann. Ein Handels⸗Mi⸗ 


niſterium erſcheint deshalb geboten, um die öffentliche Meinung in Bezug auf, 


die Wahrnehmung der weſentlichſten Intereſſen des Staates zu beruhigen; es 
ſcheint geboten, um den in letzter Zeit ſchroff hervorgetretenen Konflik zwiſchen 
den finanziellen und induſtriellen Intereſſen des Staates zu vermitteln; gebo⸗ 
ten, um mit feſter Hand die Handels⸗Politik des Zoll⸗Vereins fortzubilden 
und dem Auslande gegenüber dem Zoll-Vereine diefenige Achtung und Bes 
deutung zu verſchaffen, die der wach gewordene Nattonalgeiſt im Bunde mit 
der Volkswirthſchaft fordert; es ſcheint endlich am dringendſten geboten, um 


die Einheit herzuſtellen und der Zerſplitterung von Geſchäftszweigen, die ih⸗ 


rem Weſen nach zuſammengehören, ein Ende zu machen. Die letzteren Mo⸗ 
tive namentlich find es, die in Preußen ein Miniſterium für Ackerbau, Hans 
del und Induſtrie wünſchenswerth machen. Die Wechſelwirkung dieſer Thä⸗ 
tigkeitsformen if überall vorhanden; am innigſten aber da, wo noch keine 
Vergangenheit einen dieſer drei Zweige auf Koſten der beiden anderen künſt⸗ 
lich und treibhausartig emporgetrieben hat. Preußen muß, die Lehren der 
Geſchichte der Nachbarvölker benutzend, dieſe drei Hebel des National-Reich⸗ 
thums gleichzeitig entwickeln, und damit keine einſeitige Entwickelung des einen 
auf Koſten des anderen eintrete, erſcheint es nothwendig, daß dir Vertretung 
derſelben einer Hand anvertraut werde. Die ſechſte Abtheilung trägt, ge⸗ 
ſtützt auf die hier entwickelten Motive, darauf an: An Se. Majeſtät den 
König die ehrfurchtsvolle Bitte zu richten, die Umwandlung des zur Zeit be⸗ 


ſtehenden Handels⸗Amtes in ein ſelbſtſtändiges Miniſterium für Ackerbau, 


Handel und Induſtrie Allergnädigſt anordnen zu wollen. 

Berlin, den 18. Mai 1817. 

| Die ſechſte Abtheilung der Kurie der drei Stände. 
Nenard. v. Cöls. Dansmann. Steinberg. v Peguilhen-Kunzkeim. Michaelis. 
; Meviſſen 

Referent Meviſſen (äußert nach der Berlefung): Meine Herren! Er⸗ 
lauben Sie mir, wenige Worte dem fo eben verleſenen Referate, das, nach 
meinem Dafürhalten, einen Gegenſtand von der höchſten Bedeutung für das 
Land behandelt, hinzuzufügen. Die Hauptfrage, die ſich bei der Beurthei⸗ 
des zur Verhandlung ſtehenden Antrages aufdrängt, iſt die: Thut uns im 
Einzelnen eine andere Organiſation der Verwaltung der Handels⸗Intereſſen, 
thut uns im Allgemeinen eine größere Eentralifation der Verwallung Noth? 
Wenn Sie die Motive des Gutachteus erwägen, ſo werden Sie dieſe Frage 
mit ja beantworten; weit mehr aber noch, wenn Sie die gegenwärtige Lage 
des Landes, den in allen Provinzen gedrückten Zuſtand der Induſtrie erwä⸗ 


gen; ich frage Sie, meine Herren, und bitte Sie, ſich ſelbſt zu fragen, ob 


Preußen in den letzten “ Jahren in feiner kommerziellen und induſtriellen 
Entwickelung fo ſortgeſchritten iſt, wie es hätte fortfchreiten ſollen. Ich frage 
Sie: Welche große Reſulkate werden dieſe verſlſſoenen 7 Jahre der Zukunft 
überliefern, mit welchen großen unvergeßlichen Thaten werden ſie in das 
Buch der Geſchichte einzutragen fein? Meine Herren! Ich will nicht behaup⸗ 
ien, daß Preußen in diefer Zeit gar nicht fortgeſchritten ſei, aber ich behaupte, 
es iſt nicht in der naturgemäßen Progreſſton fortgeſchritten, es iſt nicht in 
der aturgemäßen Progreſſton fortgeſchritten Sr — er 1 det in gleichem Ver⸗ 
haͤltniß fortgeſchritten, wie andere Völker. Wia Fr f icht iteag anf Er⸗ 
richtung eines ſelbſtſtändigen, Handels⸗Miniſteriums N einwerfen, daß 
gerade in der gegenwärtigen Organiſation eine heilfi ermittelung diver⸗ 
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auf einen Schlag zu überſehen vermag. 


> 


genter Standpunkte liege, weil faft jede induſtrielle Frage zugleich eine Fi⸗ 
nanzfrage ſei und gerade der Herr Finanz⸗Miniſter am beſten in der Lage 
ſein müſſe, gleichzeitig beide Standpunkte zu beurtheilen, zu ermeſſen, inwie⸗ 
weit die Finanzen des Staates Opfer zu Gunſten der Induſtrie erlauben. 
Meine Herren! Es ſcheint mir hierbei weſentlich darauf anzukommen, wel⸗ 
cher der kombinirten Zweige in den Vordergrund geſtellt iſt; ich glaube, daß 
bei der gegenwartigen Organiſation für den Finanz⸗Miniſter die Handels⸗ 
Intereſſen in der zweiten Linie liegen. Wäre die Sache umgekehrt, wäre 
das Finanz⸗Miniſterium ein Zweig des Handels⸗Miniſteriums, fo würden die 


Handels⸗Intereſſen wohl genügende Beachtung finden, aber es ſtände dann 


zu befürchten, daß auf die Bedürfniſſe des Staats aus dem finanziellen 
Standpunkt nicht die erforderliche Rückſicht genommen würde. Meine Herz 
ren! Ich werde mit Freuden den Tag begrüßen, wo wir in unſerem Lande 
eine ſolche Centraliſation, jene Einheit, die ſeit dem Tode Hardenberg's fehlt, 
wieder in unſerer Verwaltung erblicken werden, den Tag, wo nicht mehr, 
wie es leider ſeit Jahren nur zu oft der Fall geweſen fein mag, ganz hete⸗ 


rogene Richtungen ſich ſelbſtſtändig an der Spitze verſchiedener Verwaltungs⸗ 


zweige befinden. Ich habe die tiefe Ueberzeugung, daß nur ein Premier⸗Mi⸗ 
niſter die nothwendige Ausgleichung zwiſchen den einzelnen Departements her⸗ 
beizuſuhren, den Geſchäftsgang überall zu beſchleunigen, mit einem Adler⸗ 
Blick die tauſendfachen komplizirten Verhältniſſe und Intereſſen des Landes 
Nur auf dleſem Standpunkte iſt 
eine Ausgleichung divergirender Anſichten leicht, weil die Grundbafts, das 
Syſtem, das zum Wohle des Volkes nach reiflichſter Prüfung, in Ueberein⸗ 
ſiimmung mit den Vertretern des Volkes und verantwortlich den Vertretern 
des Volkes gegenüber, befolgt werden ſoll, unerſchütterlich feſtſteht, weil die 
Abweichung von dieſem Syſtem nur einzelne untergeordnete Momente der Aus⸗ 
führung, nie aber das Ganze betreffen können. Der Premier⸗Miniſter hat 
zu ermeſſen, wie weit der Chef eines jeden einzelnen Miniſteriums ſelbſtſtän⸗ 
dig vorſchreiten darf, ohne den Gang, welcher der ganzen Staats-Verwal⸗ 
tung ſtreng vorgezeichnet iſt, zu hemmen, ohne ſanctionirte 9 zu 
verletzen. Es wird ihm dies um ſo leichter werden, da in der Regel in die⸗ 
ſen Staaten kein ſpezieller Verwaltungszweig zu ſeinem Reſſort gehört, da 
es eben ſeine Aufgabe iſt, die ſämmtlichen Verwaltungszweige aus einem ge⸗ 
nerellen Standpunkte zu überſehen und zu leiten. Es ſei fern von mir, durch 
meine Bemerkungen über die Mangelhaftigkeit der augenblicklich bei uns be⸗ 
ſtehenden Einrichtungen irgendwie die Perſönlichkeiten, welche augenblicklich an 
der Spitze unſerer verſchiedenen Departements ſtehen, zu nahe treten zu wollen. 
Das Uebel liegt meiner Ueberzeugung nach nicht in den Perſonen; wir wer⸗ 
den vielmehr den Perſonen einräumen können, daß fie, was fie auf ihrem ver⸗ 
einzelten Standpunkte zum Veſten des Landes für dienlich erachten, redlich ins 
Werk zu ſetzen bemüht ſind. Das Uebel liegt, wie ich glaube, tiefer, es liegt bei uns 
in dem Organismus der Central-Behörden, es liegt in dem Mangel an Einheit, 
in dem Mangel der conſequenten Durchführung eines großen Prinzips. Wir 
haben in unſerem Staate gegenwärtig ſechs ſebſtſtändige Departements für 
die Finanzen des Staates, wir haben ein Departement für die Staatsſchul⸗ 
den, eines für die Bank, eines für die Seehandlung, eines für die Poſt, ei⸗ 
nes für den Schatz, eines für die Domainen. Während wir an der einen 


Seite in dieſe ſechs verſchiedenen Departements, die ein Ganzes bilden, die 


nothwendig zuſammen gehören, die gar nicht zu trennenden Zweige der Fi⸗ 
nanz⸗Verwaltung getheilt und zerſplittert finden, finden wir an der anderen 
Seite, daß die ſo ſehr wichtigen Intereſſen des Handels-Miniſteriums ſich 
gar keiner ſelbſtſtändigen Vertretung erfreuen, ſondern vielmehr als unterge⸗ 
ordnete Nebenzweige dem Finanz-Miniſterium und dem Miniſterium des In⸗ 
nern zugetheilt ſind. Uns fehlt alſo die Einheit des ſeinem Weſen nach Zu⸗ 
ſammengehörigen in den einzelnen Departements, uns fehlt für das Ganze 
ein Premier-⸗Miniſter, der die getrennten ſelbſtſtändigen Organismen zu einer 
höheren Einheit ſegensvoll verbindet, damit aus einem Centrum hinaus die 
Staatsverwaltung durch ihre organiſche Thätigkeit alle Poren des Staatle⸗ 
bens durchdringe, belebe und befruchte. Auf dieſer Einheit beruht die 
Größe, die Macht und das Wohl des Staates. Ich halte dafür, daß der 
unheilvollen Zerſplitterung ein Ende gemacht werden muß, wenn wir aus 
jener mechaniſch künſtlich gegliederten Verwaltungs-Maſchine, die für unſere 
Zuſtände nicht länger ausreicht, die ihr Werk der mechaniſchen Leitung und 
Bevormundung nur zu lange vollbracht hat, hinaustommen, wenn wir zu 
jener freieren Bewegung, jener großartigen Staatslenkung, wenn wir zu 
dem Standpunkte gelangen wollen, den unſere Intelligenz wie unſere ausge⸗ 
bildeten Verhältniſſe gebieteriſch erheiſchen; zu jenem Standpunkte, welcher 
Preußen zu einer Stufe erheben ſoll, auf der andere vorgeſchrittene Völker 
in politiſcher, wie induſtrieller Veziehung uns vorausgeeilt find, auf der fie 
heute ſchon ſtehen. ; 

Abg. v. Eynern: Ich pflichte allen den Gründen des Gutachtens voll⸗ 


ſtändig bei und meine, den Antrag nur inſofern noch bekräftigen zu müſſen, 


daß ich die Erklärung abgebe, daß die Verwirklichung deſſelben in den Städten 
und Gegenden des bergiſchen Landes, wo die vielfältigſte Induſtrie beſteht, 
große Freude hervorbringen und ungetheilten Anklang finden wird. Man 
hofft und wünſcht für Handel und Induſtrie eine ſelbſtſtändige und voll⸗ 
gültige Vertretung, und ſchließe ich mich aus voller Ueberzeugung dem An⸗ 
trage an. Ee 

Abg. Diergardt: Ich bin weit entfernt, unſerer Verwaltung zumu⸗ 
then zu wollen, ſich in die inneren Angelegenheiten fremder Länder zu mi⸗ 
ſchen, wie es von Seiten Englands zuweilen geſchicht, wovon uns die Note 
des Lord Aberdeen, die uns noch in gutem Andenken iſt, überzeugt hat. Da⸗ 
gegen glaube ich wohl, meine Herren, die Behauptung aufſtellen zu dürfen, 
daß, wenn von unſerer Seite kräftige Maßregeln ergriffen worden wären, wenn 
wir zu Repreſſalien übergegangen wären, wir dann ein Reciprozitäts⸗Ver⸗ 
hältniß herbeigeführt haben würden. Dies, meine Herren, iſt leider nicht ge⸗ 
ſchehen. Es wäre vielleicht wohl geſchehen, wenn wir einen Handelsminiſter 
gehabt hätten, der ſich dieſer Angelegenheit kräftig angenommen, hätte, der 
die Zeit gehabt hätte, ſich in den Fabrik⸗Diſtrikten umzuſehen und gründliche 
Erkündigung einzuziehen, was feit 20 Jahren in unſeren rheiniſchen Fabrik⸗ 
Diſtrikten nicht geſchehen iſt. Ich glaube, meine Herren, daß perſönliche An⸗ 
ſchauung über materielle Verhältniſſe ein ganz anderes Bild giebt, wie der 
todte Buchſtabe der Akten. Seit 30 Jahren, meine Herren, hat der Kampf 
mit den Waffen aufgehört, der materielle Kampf hat dagegen begonnen. 
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Dieſer Kampf wird aber mit ungleichen Waffen geführt, und ſebſt die größte 
Ausdauer muß dabei unterliegen. Wir ſind friedliebende Soldaten, wozu ich 
mitgehöre; aber wir bedürfen eines Chefs eben fo, wie die Armee eines Kriegs⸗ 
miniſters bedarf. 

Abg. Merkens: 
Handelsminiſterium zu bilden, 


Die Petitionen, die vorliegen, ſprechen davon, ein 
und ich ſelbſt mag zugeben, daß auch der 
Ackerbau hinzugeſetzt werde, denn Ackerbau und Handel ſind Geſchwiſter; der 
Ackerbau iſt der ältere Bruder, der Handel der jüngere. Die Induſtrie aber 
bitte ich davon abzutrennen, denn wenn dieſe hinzugeſetzt werden ſollte, dann 
könnte eben fo gut darauf angetragen werden, daß wir ein Kriegs- und Frie⸗ 
dens⸗Miniſterium errichteten. Vekanntlich ſtehen Handel und Induſtrie feind⸗ 
lich gegen einander; (O!) der Handel will Freiheit, will Wohlfeilheit, die 
Induſtrie aber will Theuerung, will Einſchränkung, will Abweiſung; (Zeichen 
des Mißfallens) der Handel breitet beide Arme aus und ſagt: kommt her zu 
mir, Alle, die ihr mühſelig und beladen ſeid, die Induſtrie aber wehrt ab. 
Ich bitte alfo jedenfalls, wenn von einem ſolchen Miniſterium die Rede iſt, 
daß darin ja nicht Handel und Induſtrie, dieſe beiden entgegengeſetzten Weſen, 
unter eine Firma gebracht werden. Wenn ein Handelsminiſterium befürwor⸗ 
tet wird, dann iſt es möglich, daß die Ritter der Induſtrie auch ein Indu⸗ 
ſtrie⸗Miniſterium fordern, (Heiterkeit. Einige Stimmen: Ih) aber man ſoll 
ſich enthalten, Weide miteinander zu vermiſchen. Ich hoffe, es wird ſich noch 
Gelegenheit finden, bei einem anderen Vortrage näher in die Sache einzuge⸗ 


hen; ich bitte aber vorläufig, gegen ein Vertheuerungs-Miniſterium uns zu 


bewahren. (Zeichen des Mißfallens; einige Stimmen: Bravo, ſehr gut!) 
Abg. Diergardt: Meine Herren, dieſe Aeußerung von den Induſtrie⸗ 
Rittern iſt auf mich gemüuzt. (Heiterkeit.) Ich glaube, meine Herren, daß 
Sie es nicht als eine Anmaßung anſehen werden, wenn ich über dieſen Punkt 
einige Aufklärungen gebe. Bei dem vorletzten rheiniſchen Landtage wurden 
von einem Mitgliede der rheiniſchen Ritterſchaft dieſelben Worte gebraucht, 
und die Verſammlung erwartete, daß ich mich darüber äußern möge. Ich 
habe, meine Herren, dieſem Kollegen darauf erwiedert, daß ich die Sache 
nicht in dem franzöſiſchen Sinn nehmen wollte, denn Sie wiſſen, zwiſchen 
Ritter der Induſtrie und Induſtrie-Ritter iſt ein großer Unterſchied; (Ge⸗ 
lächter) ich habe nämlich von jenen geſagt, daß ich fie in dem guten deut⸗ 
ſchen Sinne meine, und habe zugleich geſagt, daß ich mich noch erinnerte, 
in einer franzöſiſchen Deputirten⸗Verſammlung gehört zu haben, daß ein 
Redner die Behauptung aufftellte: Tagriculture est la plus grande manu- 
facture. Ich werde auch fo frei fein, darauf zurückzukommen. Was aber 
das Wort Induſtrie-RNitter betrifft, fo glaube ich, daß nicht der Stand den 
Mann ehrt, ſondern der Mann den Stand ehren muß, und daß es gleich- 
viel iſt, in welchem Stande man wirkt, wenn man nur das eine große Ziel 
verfolgt, das Wohl des Vaterlandes. (Bravo.) Um darauf zurückzukom⸗ 
men, was den Zuſammenhang der Induſtrie und des Ackerbaues betrifft, ſo 
erlaube ich mir nur eine Bemerkung. Ich bin bei beiden betheiligt, ich bin 
ſowohl Gutsbefiger als auch Induſtrieller. Ich wünſchte nur meinen ver⸗ 
ehrten Kollegen, den Herren Gutsbeſitzern der älteren Provinzen, von ganzem 
Herzen, daß die Zeit nicht fern ſein möge, wo ſie auch theilweiſe Induſtrielle 


werden. (Zeichen des Mißfallens von einigen Seiten.) Ich bin weit ent⸗ 


fernt, die Schattenſeiten der Induſtrie zu verkennen, fie hat ihre Schatten⸗ 
ſeiten, wie jede menſchliche Einrichtung; aber ich wünſche für Sie alle, die 
Sie aus den öſtlichen Provinzen find, daß Sie einen Theil Ihrer Vevölke⸗ 
rung für die Induſtrie gewinnen mögen. Sie werden dann ganz andere Zu⸗ 
ſtände bekommen, als fie jetzt find, und nach 25 Jahren an die Worte ſich 
erinnern, die heute hier geſprochen worden find. (Bravo.) 

Abg. Schauß: Ich würde dieſe Stelle gar nicht betreten haben, ver 
mißte ich in dem Gutachten nicht die Berührung des einen Theils des von 
mir perſönlich geſtellten Antrages. Ich habe nämlich neben dem abgeſonder⸗ 
ten Handels⸗Miniſterium auch den Antrag formulirt auf Errichtung von 
Handels⸗Kammern. Ueber dieſen letzteren Antrag finde ich in dem Abthei⸗ 
lungs⸗Gutachten nichts geſagt. Ich weiß nun nicht, hält die Abtheilung der= 
gleichen Kammern für unnöthig, oder aber will ſie darauf zurückkommen bei 
Gelegenheit einer etwaigen anderen dem Gegenſtande noch vorliegende Bes 
rathung. Darüber wünſchte ich eine Auskunft zu erhalten und will mir 
dieſe hiermit erbeten haben. 

Referent Meviffen: Ich erlaube mir, dem verehrten Antragſteller die 
Aufklärung zu geben, daß das Referat über die Handels-Kammer noch nicht 
lertig iſt, und daß in dem vorliegenden Referate nur ſummariſch der Inhalt 
der eingereichten, auf das Handels⸗Miniſterium bezüglichen Petitionen ange- 
führt iſt; ich darf aber jetzt ſchon vorausſchicken, daß in Bezug auf die Han⸗ 
dels⸗Kammern die Abthellung eben fo ſehr, wie in Bezug auf das Handels- 
Miniſterium, mit den Wünſchen des Antragſtellers übereinſtimmt. 

Abg. Schauß: Dann danke ich für die Auskunft, und ich habe nur 
den einen Wunſch hinzuzufügen, daß in Betreff des Miniſteriums für Han⸗ 
del und Gewerbe recht bald zur Abſtimmung geſchritten werden möge, weil, 
wie ich glauben darf, vorausſetzen zu können, das Reſultat der Abſtimmung 
zweifellos ein für die 5 nur erfreuliches ſein wird. 

Abg. Milde: Nachdem ich mich alſo überheben kann, den Antrag, den 
ich geſtellt habe, aus der Sache ſelbſt zu unterſtützren, d. h. ſelbſt auf die 
Sache einzugehen, weil in dem Referate Alles geſagt, alle Argumente her⸗ 

gebracht find, deren ich mich hier bedienen könnte, fo muß ich mich doch 
zunächſt zu dem hinwenden, was ein verehrter Vertreter von Köln, der hier 
vor kurzer Zeit geſtanden hat, in einer Art und Weiſe vorgebracht hat, die 
bei einem großen Theile der hohen Verſammlung vielleicht des Humors wegen 
einigen Eingang gefunden haben kann, aber zur Sache ſelbſt in keiner Art 
und Weiſe irgend etwas beigebracht hat. Der geehrte Reder hat ſich in 
Phraſen ergangen, die antiquirt find, wie das Merkantil⸗Syſtem, mit einer 
Theorie, die die Wiſſenſchaft längſt auf die Seite geworfen hat, (Bravo!) 
weil kein Menſch mehr ſagen kann oder ſagen wird: der Handel will nur 
dort kaufen, wo er am wohlfeilſten kauft. Wenn man ſo etwas vor 50, 60 
oder 70 Jahren, als die national⸗öronomiſche Wiſſenſchaft noch in den Win⸗ 
deln lag, den Leuten zu Markte trug, konnte es allerdings leichtgläubige 
Leute geben, die auf dergleichen Theorieen eingingen. Dieſe Zeiten find 
Gottlob! vorüber. Wir haben ein nationales Syſiem der Handels-Politit 
kennen gelernt, und die Noth treibt uns, es in Anwendung zu bringen. 
Wir ſind zu der Ueberzeugung gekommen, daß der Handel, wenn er über⸗ 
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haupt etwas Tüchtiges ſein ſoll, die Arbeitskräfte des Volkes befruchten muß, 
daß ein bloßes Handeln, welches in der einen Hand kauft und in der ande⸗ 
ren verkauft, dem National-Wohlſtande nun und nimmermehr etwas hinzu⸗ 
trägt, ſondern höchſtens die Faktoren verändert, die in den Händen der Ein⸗ 
zelnen find. Der wahre wichtige Handel, der unſer National⸗Vermögen ve⸗⸗ 
mehrt, iſt derjenige Handel, der unſere Arbeitskräfte beſchäftigt, und mit dem 
Handel die Arbeitskräfte des Volkes am beſten zu beſchäftigen, das iſt der 
Handel, der produktiv für uns iſt. Ein ſolcher Handel wird nimmermehr 
ſagen, daß man da, wo man am wohlfeilſten, unter den günſtigſten Bedin⸗ 
gungen kauft, da kauft man am beſten. Was nützt mir, wenn ich eine 
Waare noch ſo wohlfeil erkaufen kann, und ich habe das Geld nicht, um ſie 
zu bezahlen, was nützt mir wohlfeil kaufen zu können, wenn dem die Mit⸗ 
tel dazu fehlen, der mir dieſelbe abkaufen ſoll. Ich habe nur mit dieſen 
vielleicht einer fpäteren Debatte vorgreifenden Worten darauf hindeuten wol» 
len, daß man in der heutigen Zeit Handel, Gewerbe und Induſtrie nimmer⸗ 
mehr auseinander reißen kann. Ich bin überzeugt, und wenigſtens im Volke 
iſt dieſe Ueberzeugung, daß, hätten wir ein Handels-Miniſterium gehabt, die 
Angelegenheit mit Krakau, die ich vor einigen Thgen hier berührt habe, nun 
und nimmermehr Platz gegriffen haben würde, denn es würden im Rathe 
der Krone der Vertreter des Handels und der Gewerbe auf dieſe Intereſſen 
hingewieſen und den Weg angedeutet haben, um die Nachtheile zu vermeiden, 
die ich damals hervorgehoben habe. (Bravo!) Ich trage darauf an: daß 
dieſe Petition bei Sr. Majeſtät dem Könige auf das dringendſte befürwortet 
werde. (Bravo!) 

Abg. Hanſemann: Es iſt von einem der beiden Herren Abgeordneten 
von Köln behauptet worden, Handel und Induſtrie ſtänden ſich feindlich ent⸗ 
Ich gehe nicht auf eine lange Erörterung hierüber ein, ſondern will 
den behaupteten Satz nur durch eine einzige Thatſache widerlegen. In Ham⸗ 
burg iſt eine Kommiſſton zuſammengetreten, beſtehend aus den angeſehenſten 
Kaufleuten; — Hamburg iſt, wie bekannt, nicht eine Induſtrie⸗, ſondern 
eine Handelsſtadt, — dieſe Kommiffion hat über die Intereſſen Hamburgs 
in Beziehung zum Zollverein Bericht erſtattet. Sie hat bei dieſer Veranlaſ⸗ 
ſung gerade hervorgehoben, wie nahe Handel und Induſtrie ſich verwandt 
find, wie der Handel, namentlich Hamburgs, ohne eine kräftige Induſtrie 
Deutſchlands nicht groß werden könne. Man kann verſchiedener Anſicht über 
die Mittel ſein, die Induſtrie zu heben, aber über die enge Verbindung von 
Handel und Induſtrie iſt, ſo viel ich weiß, heutiges Tages kein Zweifel mehr. 
In einer unſerer früheren Sitzungen hat der Miniſter des Innern uns be⸗ 
merklich gemacht, daß der Mangel an Lebensmitteln, an Getreide früher nicht 
hätte gehörig vorgeſehen werden können, es ſei erſt in der letzten Zeit dieſes 
ganz klar geworden. Nun glaube ich, daß, wenn ein ſolches Miniſterium, 
wie dasjenige, wovon heute die Rede iſt, beftanden hätte, ein Nichtwiſſen, wie 
wir es gehört haben, nicht ſtattgefunden haben würde. (Oh! Oh!) Denn 
bereits im vorigen Jahre hat das Landes-Oekonomie⸗Kollegium vollſtändige 
Nachrichten von verſchiedenen landwirthſchaftlichen Geſellſchaften eingezogen, 
und das Reſultat dieſer Mittheilungen beſtand darin, daß wirklich ein erheb⸗ 
licher Ausfall ſtattfinde. Das Nähere iſt in den gedruckten Berichten dieſes 
Kollegiums zu leſen. Nun iſt meine Meinung, daß, wenn ein eigenes Mini⸗ 
ſterium für dieſe Gegenſtände vorhanden geweſen wäre, eine ſolche Mitthei⸗ 
lung einen viel größeren Effekt hervorgebracht haben würde. Meine Herren, 
die Macht, das Auſehen einer Nation beruht vor allen Dingen darauf, daß 
ſie vom Auslande geachtet werde, daß ihre Angehörigen, die im Auslande 
Geſchäfte betreiben, überall den gehörigen Schutz finden. Dieſes kann nicht 
geſchehen, wenn die Nation nicht durch eine Kriegsmarine gehörig ihre Ange⸗ 
hörigen im Auslande ſchützen kann. (Gelächter.) Ich ſehe einige der Herren 
lächeln. Nun, ich ſage Ihnen, es iſt eine ſehr ernſte Sache. Bedenken Sie, 
meine Herren, daß nach den Lehren der Geſchichte eine Nation nie eine große 
Zukunft zu erwarten hat, wenn ſie nicht mit der Landmacht auch eine See⸗ 
macht verbindet. Dieſes iſt in der neueren Zeit noch gewiſſer als früher. Es 
wird, wenn wir ein Miniſterium haben, welches die Wohlfahrt der Nation 
in den drei Haupterwerbzweigen vertritt, die Frage ernſthaft zur Erörterung 
kommen, ob es angemeſſen ſei, weniger für die Landmacht zu verwenden und 
das, was dort erſpart wird, zur Gründung einer Marine zu beſtimmen. 
(Bravoruf!) Bedenken Sie, meine Herren, daß dieſes Intereſſe nicht nur 
das von Preußen, daß es das von ganz Deutſchland iſt; bedenken Sie, daß 
es nach der einſtimmigen Anſicht aller denkenden Staatsmänner nur Eine 
würdige, nur eine große, nützliche preußiſche Politik giebt — die wahrhaft 
deutſche. (Bravoruf!) 

Abg. Tamphauſen: Wenn uns vorgeſchlagen iſt, Se. Majeſtät den 
König um Errichtung eines beſonderen Miniſteriums für Ackerbau, Handel 
und Gewerbe zu bitten, ſo kann ich von den dafür angeführten Gründen den 
einen gelten laſſen, daß es unter gewiſſen Umſtänden nützlich und von erheb⸗ 
lichem Vortheil ſein kann, wenn die Departements des Miniſteriums, welche 
vorzugsweiſe Aufgaben zu löſen haben, wofür die Verwendung öffentlicher 
Mittel erforderlich iſt, von demjenigen Departement getrennt werde, deſſen 
Hauptaufgabe es iſt, die Mittel herbeizuſchaffen, daß, ſage ich, es von Vor⸗ 
theil ſein kann, wenn in der Staats-Verwaltung ſelbſt die ſtstaliſchen und 
die volkswirthſchaftlichen Intereſſen ihre beſonderen Repräſentanten haben. 
Der Nutzen hier von geht jedoch nicht fo weit, um überſehen zu laſſen, daß 
im Grunde der Werth aller Maßregeln für die Volkswirthſchaftspflege nach 
dem Einfluſſe bemeſſen werden muß, den fle auf die Fähigkeit der Nation 
zur Tragung von Steuern ausüben können, noch geht er ſo weit, daß die 
Nothwendigkeit einer Einheit des geſammten Miniſteriums ihm untergeordnet 
werden darf. Ich erinnere an Robert Peel, von dem gerade diejenigen die 
größten Thaten ſind, in denen er zugleich als Miniſter des Ackerbaues, als 
Miniſter des Handels, als Miniſter der Induſtrie und als Finanz⸗Miniſter 
fungirte. Inſofern nun der Antrag der Abtheilung nur dahin geht, daß die 
eben genannte Trennung bei Sr. Majeſtät dem Könige befürwortet werde, 
trete ich demſelben nicht entgegen. Indem aber die nähere Motivirung des 
Antrags diejenigen Grundſätze, welche bisher in Beziehung auf die Finanzen 
und auf die Volkswirthſchaft leitend geweſen ſind, verwirft, indem die Noth⸗ 
wendigkeit eines ſogenannten Syſtemswechſels dargethan wird, indem dieſe 
Motivirung die Deutung zuläßt, daß es ſich weniger darum handelt, ein 
Miniſterium für den Ackerbau, den Handel und die Induſtrie zu bilden, als 
vielmehr ein Induſtrie⸗Miniſterium oder, noch beſtimmter ausgedrückt, ein 
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Schutz⸗ und Rückzoll⸗Miniſterium, infofern wünſche ich, daß die Erörterung 
a re der wichtigſten der dem Landtage vorliegenden, auch 
einer beſonderen Verhandlung vorbehalten bleibe, und ich hoffe, die Abthei⸗ 
lung wird damit einverſtanden fein, daß es nicht in ihrer Apſicht liege, heute 
beiläufig dieſe wichtige Frage zur Eutſcheidung zu bringen. Den Herren 
mir gegenüber und der ganzen Verſammlung wünſche ich in dieſer Beziehung 
die volle Freiheit vorzubehalten und die Frage durch das heutige Votum nicht 
u udiziren. 3 1 i 
3 deren Meviffen: Ich erkläre ſehr gern, daß dieſe Abſicht mir bei 
Abfaſſung des vorliegenden Berichts nicht vorgeſchwebt hat, und daß nicht 
tiefer auf dieſe Frage im Referate eingegangen worden iſt, als es nothwen⸗ 
dig war, um die Frage des zu erbittenden Handels⸗Miniſteriums aufzuklären. 
Abg. v. Gaffron: Ich bin von der Wichtigkeit der Sache vollkommen 
durchdrungen, glaube aber, daß ſchon jetzt in Rückſicht auf eine künftige 
Marine eine Verminderung der preußiſchen Landmacht eintreten zu laſſen, zu 
frühzeitig ſein würde. a 
Referent Meviſſen: Wenn in dem Referate geſagt iſt, daß auch der 
Ackerbau klage, fo iſt dies theilweiſe in Wahrnehmungen der Rheinprovinz, 
theils in der Denkſchrift des preußiſchen Provinzial» Landtags von 1843 be⸗ 
gründet. In jener Denkſchrift haben die Provinzialſtände der Provinz Preu⸗ 
ßen behauptet, daß der Ackerbau zu klagen alle Urſache habe, daß der Acker⸗ 
bau in jenen Gegenden nicht ſo ſchnell fortgeſchritten ſei, als es hätte ge⸗ 
ſchehen können, wenn von der Staats⸗Regierung Alles angewendet WORDEN 
wäre, um den Fortſchritt zu fördern. Die Klage irgend eines Zweiges, z. B. 
des Ackerbaues, iſt nicht unter allen Umſtänden eine abſolute, ſondern ſie ift 
in.der Regel und namentlid bei uns eine relative. Ich habe ſchon in glei⸗ 
chem Sinne angeführt, daß auch die Klage des Handels und der Induſtrie 
eine relative ſei. Es iſt im Referate nicht beſtritten, daß ein Fortſchritt über⸗ 
haupt ſtattgefunden habe, wohl aber tſt darin beſtritten und wird von mir 
beſtritten, daß der Fortſchritt in der Progreſſion, in der Schnelligkeit ſtatt⸗ 
gefunden habe, wie er hätte ſtattſinden können, wenn die Staats Regierung 
mit aller Kraft darauf hingewirkt hätte. Dieſe Behauptung hat noch keine 
Widerlegung gefunden. Pe 3 
Eine Stimme: Für den Ackerbau muß ich das durchaus beſtreiten. 
(Ruf auf Abſtimmung.) 
Landtags-Kommiſſar: In der Vorausſetzung, daß die Debatte 
zur Abſtimmung reif oder dieſem Zeitpunkte doch nahe gerückt ſei, ergreife ich 
im Namen des Miniſteriums nur das Wort, um unſer Schweigen zu recht⸗ 
fertigen. Wir ſchweigen in Beziehung auf den Antrag der Abtheilung, wir 
ſchweigen noch mehr in Beziehung auf die viel weiter gehenden Ralhſchläge 
des Herrn Referenten über die Organiſation unſerer höchſten Staatsbehörden, 
weil wir in dieſer Beziehung der Entſchließung Sr. Maleſtät des Königs 
auch nicht durch eine Aeußerung irgendwie vorgreiſen zu dürfen glauben, wir 
ſchweigen endlich in Veziehung auf die heftigen Angriffe, welche der beſtehende 
Zuſtand von einigen Rednern erfahren hat, weil wir glauben, daß die Be⸗ 
antwortung bis dahin aufzuſchieben ſei, wo die dabei berührten materiellen 
Intereſſen hier von Grund aus zur Erörterung kommen werden. Ich ſage, 
wir ſchweigen, und ich habe mich in dieſer Beziehung als Organ des Mini⸗ 
ſterium betrachtet. Zugleich aber erbitte ich für mich daſſelbe Recht, welches 
den geehrten Mitgliedern der hohen Verſammlung jederzeit zugeſtanden wird, 
nämlich das Recht einer Antwort in perſönlicher Beziehung. Perſönlich bin 
ich von einem geehrten Redner angegriffen. Er hat mir vorgeworfen, daß 
ich von dem beſtehenden Mangel an Lebensmitteln in der Monarchie nicht 
rechtzeitig unterrichtet geweſen ſei, unter Hinzufügung der Behauptung, daß. 
wenn ein beſonderes Miniſterium für den Ackerbau, die Fabrikation und den 
Handel beſtanden hätten, dieſem eine ſolche Unwiſſenheit nicht begegnet ſein 
würde. Er hat ſich dabei auf Worte berufen, die ich früher in dieſer Ver⸗ 
ſammlung geſprochen haben ſoll, die ich aber ableugnen muß. Ich habe nicht 
geſagt, daß wir von dieſem Mangel nicht unterrichtet geweſen wären, und 
kann dies um fo weniger geſagt, haben, als wir lange Zeit vor dem von dem 
geehrten Redner citirten Berichte des Landes-Oekonomie⸗Kollegiums Anſtalten 
getroffen hatten, bedeutende Quantitäten von Lebensmitteln aufzukaufen und ſie 
in diejenigen Gegenden zu bringen, wo ein momentaner Mangel eintreten 
konnte. Ich habe nur geſagt, daß die Anzeigen von plötzlichem Mangel an 
Lebensmitteln aus den mittleren Provinzen der Monarchte, aus de⸗ 
nen bis dahin keine Klage über ſchlechte Aerndte und über zu beſorgende 
Noth zu uns gedrungen ſei, erſt in der letzten Zeit hervorgetreten wären 
Wenn nun in dieſen Provinzen ein wirklicher oder anſcheinender Mangel da⸗ 
durch entſtanden iſt, daß die erzeugten Produkte in ungewöhnlichem Maße 
ausgeführt find, fo glaube ich nicht, daß es einem intelligenteren und aufs 
merkſameren Miniſter, daß es einem Handels-Miniſter, dem das Wohl des 
Vaterlandes mehr am Herzen gelegen, als mir, hätte gelingen mögen, zu 
berechnen, ob zehn, ob hundert tauſend Scheffel Weizen mehr über die unbe⸗ 
wachten Grenzen der Vereinsländer ausgeführt worden ſind, als zur Con⸗ 
ſumtion des Landes hätten zurückbehalten werden ſollen. Ich unterwerfe mich 
jedem Urtheile, ich glaube aber nicht, daß mich deshalb ein gerechter Vor— 
wurf trifft. (Viele Stimmen: Nein, Nein!) 

Abg. Hanſemann: Der Herr Landtags-Kommiſſar hat einen Theil 
desjenigen, was ich vorhin vorgetragen habe, als perſönlichen Angriff genom— 
men. h bin davon ſehr weit entfernt geweſen und glaube, daß, wenn wir 
über die Handlungen von Miniſtrrien reden, wir fern von der Perſon find 
die Sache ſtels objektiv auffaſſen. Ich glaube auch, daß es bisher hier im⸗ 
mer fo gehalten worden if. Ich meines Theils gehe immer von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkte aus und wünſche, daß der Herr Landtags⸗Kommiſſar das, was 
ich ſage, und künftig ſagen werde, ſtets nur in dieſem Sinne auffaſſen möge. 
Hinſichtlich deſſen, was bei der Verhandlung über die Nothfrage geſagt wor⸗ 
den ift, habe ich mich lediglich auf das veröffentlichte Protokoll zu beziehen. 

Landtags⸗Kommiſſar: Indem der Redner erklärt hat, daß der 
Angriff nicht perſönlich geweſen ſei, was ich auch im firengen Sinne des 
Wortes nicht gemeint habe, will ich ſehr gern bitten, daß die hohe Verſamm⸗ 
lung das, was ich geſprochen habe, nicht als Vertheidigung meiner Perſon, 
ſondern als Vertheidigung der Sache aufnehmen wolle. (Stimmen drücken 
ihre Beiſtimmung aus) f 

Marſchall: Es haben ſich noch acht Redner gemeldet. (Zeichen der 
Ueberraſchung und wiederholter Ruf nach Abſtimmung.) Da der Wunſch, 
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daß die Debatte geſchloſſen werden möge, ſich vielfach hören läßt, ſo will ich 
fragen, ob die hohe Verſammlung dieſer Meinung iſt, und bitte daher die⸗ 
jenigen, aufzuſtehen, welche den Schluß der Debatte wünſchen. (Eine über⸗ 
wiegende Majorität erhebt ſich.) Es iſt alſo beſchloſſen, daß die Debatte be⸗ 
endigt ſein ſoll. Zunächſt liegt mir die Frage ob, ob der Antrag der Ab⸗ 
theilung angenommen werden ſoll. Zu demſelben ſind aber zwei Amende⸗ 
ments gemacht worden. Das eine befteht darin, daß darin von der Induſtrie 
nicht die Rede ſein ſoll, und das zweite, daß des Ackerbaues nicht erwähnt 
werde. Ich muß zuvörderſt fragen, ob beide Amendements die nöthige Un⸗ 
terſtützung finden. Wird der Antrag unterſtützt, daß der Induſtrie nicht er⸗ 
wähnt werde? Diejenigen, welche dafür ſind, bitte ich aufzuſtehen. (Der 
Antrag wird hinreichend unterſtützt.) Der andere Antrag geht dahin, das 
des Ackerbaues nicht gedacht werde. Wird dieſer Antrag unterſtützt? (Der 
Antrag findet die ausreichende Unterſtützung.) Es werden alſo dieſe Amen⸗ 
dements nachher zur Abſtimmung kommen. 5 

Abg. v. Br üneck: So wie der Antrag geſtellt iſt: daß ein Miniſte⸗ 

rium für Handel, Induſtrie und Ackerbau erbeten werden ſoll, ſcheint er mir 
einer anderen Faſſung zu bedürfen. Ich würde vorſchlagen, für den Aus⸗ 
druck „Induſtrie“ den „Gewerbe“ zu wählen. (Viele Stimmen: Ja!) Mein 
Grund dafür ift der: ich glaube, daß der weitere Vegriff der Induſtrie nicht 
von der Fabrikation allein und ausſchließlich für ſich in Anſpruch genommen 
werden kann. Ich begreife unter Induſtrie eben ſowohl den Handel als die 
Fabrakation und den Ackerbau, und es ſcheint mir offenbar nicht richtig zu 
ſein, wenn ein Miniſterium für Handel, Induſtrie und Ackerbau erbeten wird, 
fondern es muß ein ſolches für Handel, Gewerbe und Ackerbau erbeten wer⸗ 
den, wenn man es nicht vorziehen ſollte, den letzteren, als in den Gewerben 
mit begriffen, nicht beſonders zu erwähnen. 
Marſchall: Ich muß zuerſt fragen, ob das Amendement Unterſtützung 
findet? (Wird vielfach unterſtützt.) Ich werde nunmehr zur Abſtimmung 
bringen, ob der Antrag der Abtheilung angenommen werden ſoll, jedoch mit 
dem Vorbehalte, daß ich nachher noch Frage, ob des Ackerbaues darin er— 
wähnt werden ſoll, und ob man will, daß ſtatt „Induſtrie“ geſagt werde: 
„Gewerbe“. , 

Secretair Naummann: Die Frage wird alfo fein: Soll Se. Maje⸗ 
ſtät der König gebeten werden, die Umwandlung des ſeither beſtehenden Han⸗ 
dels-Amtes in ein ſelbſtſtändiges Miniſterium für Ackerbau, Handel und Ges 
werbe Allergnädigſt anordnen zu wollen? 

Marſchall: Mit dem Vorbehalte, daß über den Ackerbau noch beſon⸗ 
ders abgeſtimmt wird. Diejenigen, welche für die Annahme des Antrags ſind, 
bitte ich aufzuſtehen. (Mit großer Majorität angenommen.) Nun werde ich 
noch fragen, ob darin nicht des Ackerbaues erwähnt werden ſoll? Diejenigen, 
die dafür ſind, daß des Ackerbaues nicht beſonders erwähnt werden ſoll, bitte 
ich, aufzuſtehen. (Es ergiebt ſich keine Majorität.) So wie es jetzt liegt, 
wird der Antrag der Abtheilung mit dem einzigen Unterſchiede angenommen, 
daß flatt des Wortes „Induſtrie“ geſagt wird: „Gewerbe.“ (Viele Stim⸗ 
men: ja wohl.) Wir kommen nun zur Berathung des Gutachtens, betreffend 
die Petition der Abgeordneten der Stadt Berlin, wegen der in mehreren Pro⸗ 
vinzial⸗Landtags-⸗Abſchieden enthaltenen Interpretation der Beſtimmung über 
die Sonderung in Theile. Referent iſt der Abgeordnete v. d. Heydt. 
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vierten Abtheilung der Kurie der drei Stände des erſten Vereinigten Land⸗ 
tags, betreffend die Petition der Abg. der Stadt Berlin wegen der in meh- 
reren Provinzial-Landtags-Abſchieden enthaltenen Interpretation der Beſtim⸗ 
mung über die Sonderung in Theile. 

Bei Beurtheilung der vorgedachten, der unterzeichneten Abth. zur Bericht⸗ 
erſtattung überwieſenen Petitionen der Abg. der Stadt Berlin hat die Abth. 
ſich nicht mit der Frage der Nützlichkeit und Zweckmäßigkeit der Itio in par- 
tes beſchäftigt, da dieſe Frage in einem anderen Referate erörtert iſt. Sie hat 
ſich vielmehr im vorliegenden Falle lediglich darauf beſchränkt, die vorge⸗ 
brachte Beſchwerde mit Rückſicht auf die beſtehenden Beſtimmungen einer 
Prüfung zu unterwerfen. Die Denkſchrift der genannten Abg. iſt zu beſſerer 
Beurtheilung dem gegenwärtigen Gutachten beigeheftet. Nicht nur in dem be⸗ 
zogenen Landtagsabſchiede für Weſtphalen, ſondern auch in mehreren anderen 
Landtagsabſchieden vom 30. Dezember 1843. iſt in Betreff einer Sonderung 
in Theile wörtlich Folgendes angeführt: „Eine ſolche iſt nach §. 47 des Ge⸗ 
ſetzes vom 27. März 1824 zuläſſig, wenn durch einen Veſchluß des Landtags 
bei der Begutachtung einer ihm vorgelegten Propoſition oder dadurch, daß 
derfelbe mit verfaſſungsmäßiger Majorität eine Petition an Uns zu richten 
beſchließt, ein Stand, deſſen Intereſſe, in dieſem Falle gegen das der anderen 
| Dadurch aber, 
daß ein Antrag die verfaflungsmäßige Majorität nicht erlangt, um ihn über- 
haupt zu einer Uns vorzulegenden Petition zu erheben, kann ein einzelner 
Stand ſich in feinem Rechte nicht verletzt fühlen, indem der Veſchluß des 
Landtags, die Petition nicht anzunehmen, nur die Folge hat, daß es bei dem 
beſtehenden Zuſtande verbleibt. „Als Ausnahme von der Regel könnte in dem 
letztgedachten Falle die Sonderung in Theile höchſtens dann geſtattet werden, 
wenn dieſer Antrag von einem einzelnen Stande ausginge und einen Gegen⸗ 
ſtand beträfe, bei dem das Intereſſe dieſes Standes ausſchließlich und allein 
betheiligt wäre. Ein ſolcher Fall lag aber bei keinem der hier in Rede ſtehen⸗ 
den Anträge vor, indem auch die anderen Stände ein ſehr nahes Intereſſe 
dabei haben, durch wie viel Abg. ein jeder Stand auf dem Landtage vertre⸗ 
ten wird, und welche Bedingungen für die Wählbarkeit der Abg. eines Stan⸗ 
des, der mit den übrigen Ständen gemeinſchaftlich die Angelegenheiten der 
Provinz auf dem Landtage beräth, erfordert werden.“ In dem Landtagsab⸗ 
ſchiede vom 27. Dezember 1845 an dit Provinz Sachſen iſt aus Anlaß einer 
Vorſtellung des ſächſtſchen Provinzial⸗Landtags nachgegeben, daß ein Unter⸗ 
ſchied zwiſchen verletzten Rechten und verletzten Intereſſen inſofern unbegrün⸗ 
det ſei, als auch durch verletzte Intereſſen die Sonderung in Theile motivirt 
werden könne. Die betreffende Beſtimmung in den provinzialſtändiſchen Ge⸗ 
ſetzen lautet wörtlich ſo: „Bei Gegenſtänden, bei denen das Intereſſe der 
Stände gegen einander geſchieden iſt, findet Sonderung in Theile ſtatt, ſobald 
zwei Drittheile der Stimmen eines Standes, welcher ſich durch einen Beſchluß 

(Fortſetzung in der zweiten Beilage.) 5 
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(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 
der Mehrheit verletzt glaubt, darauf dringen. In einem ſolchen Falle verhan⸗ 
delt die Verſammlung nicht mehr in der Geſammtheit, ſondern nach den 8.2 
beſtimmten Ständen. Die auf dieſe Weiſe hervorgehende Verſchiedenheit der 
Gutachten der einzelnen Stände wird dann zu unſerer Entſcheidung vorge⸗ 
legt.“ Hiernach kann bei allen Gegenſtänden, bei denen das Intereſſe der 
Stände gegen einander geſchieden iſt, ſobald zwei Drittel der Summen eines 
Standes ſich durch irgend einen Beſchluß der Mehrheit verletzt glauben, eine 
Sonderung in Theile provozirt werden. Die Annahme, daß in Beziehung auf 
Petitionen nur ein affirmativer Veſchluß zu einer Sonderung in Theile Anlaß 
geben könne, findet in der Veſtimmung des Geſetzes keine Begründung. Bei 
Verwerfung von Petitionsanträgen beruht die Ablehnung nicht minder anf 
einem Beſchluſſe. Der Landtag hat bei jedem Petionsantrage zunächſt dar⸗ 
über zu beſchließen, ob der Antrag zu einer Petition des Landtags erhoben 
werden ſolle, oder nicht. Annahme oder Verwerfung wird durch die vorge⸗ 
ſchriebene Stimmenmehrheit entf&bieden. Die Annahme ſowohl als die Ver⸗ 
werfung beruht auf einem Beſchluſſe des Landtags, und nach der vorbezoge— 
nen Veſtimmung genügt es zur Forderung einer Sonderung in Theile, daß 
zwei Drittel eines Standes ſich durch irgend einen Beſchluß der Mehrheit 
verletzt glauben. Eben ſo wenig findet die Annahme, daß bei Gegenſtänden, 
in denen das Intereſſe der Stände gegen einander geſchieden iſt, das Ver⸗ 
bleiben des belichenden Zuſtandes die Rechte oder die Intereſſen eines Stans 
des nicht verletzen könne, in der bezogenen Beſtimmung rechtliche Vegrün⸗ 
dung. In den fraglichen Fällen handelte es ſich um die Vermehrung der 
Abg. einzelner Stände. Die Vertretung der Stände iſt prinzipiell keine gleich⸗ 
mäßige. Das Verhältniß iſt in den einzelnen Provinzen verſchieden, und die 
Verſchiedenheit des Vertretungs-Verhältniſſes beruht offenbar auf der Ver⸗ 
ſchiedenheit der dabei in Betracht gekommenen beſonderen Verhältniſſe in den 
Provinzen Nur diejenigen Verhältniſſe aber konnten bei den abweichenden 
Beſtimmungen über die Vertretung der einzelnen Stände maßgebend fein, 
welche zur Zeit der Emanirung der fraglichen Geſetze beſtanden. Entweder 
könnte nun ein einzelner Stand in der urſprünglichen Beſtimmung ſeine Rechte 
oder Intereſſen verletzt glauben, oder er könnte in dem Fortbeſtehen der urſprün⸗ 
glichen Beſtimmung wegen weſentlicher Veränderungen in den bei dieſer Be⸗ 
flimmung maßgebend geweſenen Verhältniſſen eine Verletzung zu erblicken 
glauben. Wenn der betreffende Stand in ſolchen Fällen eine Petition ein⸗ 
bringt, welche von dem Landtage durch Beſchluß der Majorität verworfen 
wird, ſo iſt er ſowoht nach dem Wortlaut als nach dem Sinne der fraglichen 
Beſtimmung unzweifelhaft berechtigt, die Sonderung in Theile zu begehren. 
Es würden ſonſt die in geringer Zahl vertretenen Stände ſich in der Un⸗ 
möglichkeit befinden, bei dem Widerſpruch der Müſtände einen die beſonderen 
Intereffen ihres Standes betreffenden Antrag zur Allerhöchſten Entſcheidung 
zu bringen. Endlich findet auch die Annahme, daß die Sonderung in Theile 
höchſtens nur dann geſtattet werden dürfe, wenn dieſer Antrag von einem 
einzelnen Stande ausginge und einen Gegenſtand beträfe, bei dem das In⸗ 
tereſſe dieſes Standes ausſchließlich und allein betheiligt wäre, in dem Geſetze 
keine Begründung. Eine ſolche Diſtinction iſt in dem Geſetze nicht aufge⸗ 
ſtellt. Es genügt, daß das Intereſſe der Stände gegen einander geſchieden 
iſt, und daß ein Stand ſich durch den Beſchluß der Mehrheit verletzt glaubt, 
um zu einer Sonderung zu berechtigen. Aus dieſen Gründen hat die Ab⸗ 
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den betreffenden Landtags-Abſchieden enthaltene Interpretation mit den ges 
ſetzlichen Veſimmungen über die Io in partes nicht übereinſtimmt, und daß 
Sr. Majeſtät die ehrerbietige Bitte vorzutragen ſei, fo lange, als jene Be⸗ 
fimmungen nicht auf geſetzlichem Wege geändert ſeien, die Anwendung der⸗ 
ſelben in ihrer vollen Ausdehnung unbeſchränkt zu geſtatten. Die Minorität 
glaubte in der beanſpruchten Weiſe die Sonderung in Theile gar zu ſehr 
begünftigt und konnte ſich deshalb mit der Anſicht der Majorität nicht ein⸗ 
verſtanden erklären. Es handelt ſich alſo, meine Heren, in dem vorliegenden 
Falle nicht um die Frage der Nützlichkeit, die neulich erörtert worden iſt, ſon⸗ 
dern lediglich um das, was Rechtens iſt. Viele Provinzialſtände haben ge— 
glaubt, in den geſtellten Schranken in Beziehung auf die Itio in partes eine 
Rechtsbeeinträchtigung zu erleiden. Es iſt aber für das Rechtsgefühl im Volke 
eine unangenehme, eine peinliche Wahrnehmung, wenn beſtehende Geſetze nicht 
nach dem einfach natürlichen Sinne interpretirt und gehandhabt werden, wenn 
man in einſeitigen und künſtlichen Deutungen und Interpretationen eine 
Rechtsverletzung zu erblicken glaubt. Es hat zwar neulich ſchon die Staats⸗ 
Regierung erklärt, daß auch ihrerſeits die Anwendung der Itio in partes nicht 
wünſchenswerth erſcheine, und fie ift auch in der hohen Verſammlung im All⸗ 
gemeinen fo betrachtet worden; wenn indeſſen beſtehende Geſetze nicht wün⸗ 
ſcheuswerth erſcheinen, fo ſcheint es beſſer, fie zu ändern, als die Anwendung 
in irgend einer Weiſe zu ſchmälern. In dieſem Sinne befürworte ich den 
Antrag der Abth. und ſomit auch die Petition der Abg. von Berlin. 
Landtags⸗Kommiſſar: Wenn (und von dieſem Falle handelt es ſich 
hier) ein Antrag auf eine an des Königs Mafeſtät zu richtende Bitte oder 
Beſchwerde geſtellt iſt, dieſer Antrag aber die geſetzliche Majorität von zwei 
Dritteln der Stimmen nicht erhält, dem Antrage alſo keine Folge gegeben 
werden kann, ſo fragt es ſich, ob durch dieſe Nichtannahme des Antrages ein 
Beſchluß der Provinzialſtände-Verſammlung konſtituirt if, oder nicht. Da der 
§. 46 ausdrücklich vorſchreibt, daß zu einem jeden gültigen Beſchluſſe 
zwei Drittel der Stimmen nöthig ſeien und im . 47 doch wohl nur von ei⸗ 
nem gültigen, aber nicht von einem ungültigen Beſchluſſe die Rede fein 
kann, fo iſt angenommen worden, daß die Itio in partes nur in dem Falle 
zuläſſig ſei, wo ein nach dem Sinne und Wortlaute des §. 46 gültiger Be- 
ſchluß das Intereſſe eines Standes verletzt hat, und daß, wenn kein Beſchluß 
zu Stande gekommen fei, auch von der Verletzung der Intereſſen nicht die 
Rede fein könne Dies iſt die Anſicht geweſen, welche die authentiſche Juter- 
pretation Sr Majeſtät des Königs hervorgerufen hat, und ich hoffe, daß 
dieſe meine Worte genügen werden, um der hohen Verſammlung die Ueber⸗ 
zeugung zu geben, daß es ſich hier wirklich um die Interpretation einer ſtrei⸗ 
tigen Frage und nicht darum gehandelt hat, das Geſetz willkürlich und ohne 
Beirath der Stände zu ändern. Ob übrigens die hohe Verſammlung es ges 
eignet findet, Se. Majeſtät um eine Abänderung dieſer Interpretation in dem 
Sinne zu bitten, daß das Recht der Ilio in partes den Provinzialſtänden 


auch dann gegeben werde, wenn kein Beſchluß im Sinne des §. 46 vorhan⸗ 
den war (wenn eine Petition die geſetzliche Majorität nicht erhalten hat), das 
glaube ich lediglich der Berathung und Entſchließung der Verſammlung an⸗ 
heim geben zu müſſen. 

Referent v. d. Heydt: Auch die Abth. iſt derſelben Anſicht geweſen, daß 
es ſich blos um eine Auslegung des betreffenden Paragraphen handle, nur 
hat ſie geglaubt, daß es gar keiner Interpretation bedürfe, weil der betref⸗ 
fende Paragraph ausſpricht, daß jedesmal, wenn ſich ein Stand durch einen 
Beſchluß der Majorität verletzt glaubt, die Itio in partes eintreten kann. Die 
Abth. trägt alſo mit dem Petenten darauf an, daß es Sr. Majeſtät gefallen 
wolle, die Interpretation nicht ferner in Anwendung zu bringen. 

Abg. v. Meding: Ich glaube, daß es ſich hier gar nicht darum han⸗ 
delt, ob früherhin eine richtige Interpretation des Gefeges ſtattfand oder nicht, 
daß man das ganz füglich auf ſich beruhen laſſen kann. Ich meiner Meinung 
nach würde mich auch der Anſicht anſchließen, daß die bisherige Interpreta⸗ 
tion nach den Worten des Geſetzes die richtige geweſen, und daß daher auch 
auf dem letzten brandenburgiſchen Landtage richtig verfahren iſt, indem die 
dort gewünſchte Itio in partes nicht zugelaſſen wurde. Nichtsdeſtoweniger ſchließe 
ich mich auch von dem Standpunkte aus, den die hohe Verſammlung jetzt 
hier einzunehmen hat, wie mir ſcheint von dem Standpunkte aus, ob Se. 
Majeſtät um eine Interpretation oder, wenn man will, um eine Abänderung 
des jetzt beſtehenden Geſetzes zu bitten iſt, von dieſem Standpunkte aus ſchließe 
ich mich dem Herrn Abg. von Berlin vollſtändig an, und ungeachtet ich auch 
im Allgemeinen der Meinung beitrete, die hier in der Verſammlung vielfäl⸗ 
tig geäußert wurde, nämlich daß die Io im partes gerade ein Inſtitut ſei, 
das nicht ſo ſehr zu begünſtigen oder vielmehr nicht ſo ſehr zu vervielfältigen 
fei, fo glaube ich doch, daß das Vorhandenſein der Möglichkeit einer Itio in 
partes in unferer generalſtändiſchen Organiſation tief begründet iſt, daß wir 
ſie daher nicht entbehren können, und daß wir deshalb auch gut daran thun, 
ſie in dem geſetzlichen Sinne nicht allzuſehr zu beſchränken. Ich unterſtütze 
daher den Antrag, wie er vorgeſchlagen iſt. 

Abg. v. Sauden: Ich muß geſtehen, ich habe nicht geglaubt, je in der 
Lage zu fein, die Ilio in partes vertheidigen zu müſſen. Ich habe mich über⸗ 
haupt nie dafür intereffirt. Meines Dafürhaltens iſt es nicht erwünſcht, daß 
fie eintrete. In der Provinz Preußen iſt fie noch niemals vorgekommen. 
Ich bin übrigens weit entfernt, ſie anderen Provinzen nehmen zu wollen, 
weil ich ſehe, daß es wirklich Verhältniſſe giebt, die fie nothwendig machen 
können (Von allen Seiten wird „Abſtimmung!“ gerufen.) 

Marſchall: Da ſich keine Redner mehr melden, ſo ſchließe ich die De⸗ 
batte und werde alſo den Antrag der Abtheilung zur Abſtimmung bringen. 
Soll der Antrag der Abtheilung angenommen werden? Wer dieſe Frage 
bejahen will, belicbe ſich zu erheben. (Eine große Majorität erhebt ſich von 
den Sitzen.) Ich erkläre den Antrag der Abtheilung für angenommen. Zur 
Berathung kommt nun das Votum der Tten Abtheilung, betreffend mehrere 
Anträge in Bezug auf das Salzmonopol und die Salzſteuer. Referent iſt 
der Abgeordnete v. Fock. Ich erſuche ihn, das Gutachten vorzutragen. 

Abg. v. Fock (nimmt den Referentenplatz ein und verlieſt das Gutachten 
in Beziehung auf den Antrag der Abgeordneten Dolz und Müller): 1 

V or u m 


et 
fiebenten Abtheilung des erſten Vereinigten Landtages, betreffend mehrere An⸗ 
träge in Bezug auf das Salz⸗Monopol und die Salzfteuer. a 

Zwei Petitionen von den Abgeordneten Grunau aus Elbing und Ritter 
beantragen die Aufhebung des Salz-Monopols und Beſchaffung der dadurch 
ausfallenden Staatseinkünfte durch Einführung einer ſixen Steuer vom Salz. 
Eine dritte Petition des Abgeordneten v. Putikammer⸗-Reinfeld wünſcht die 
Aufhebung der Salzſteuer und Uebertragung des daraus bezogenen Einkom⸗ 
mens auf diejenigen Klaſſen der Klaſſenſteuer, in welchen die wohlhabenderen 
Klaſſen der Bevölkerung eingeſchätzt find. Ein vierter Antrag der Abgeord⸗ 
neten Dolz und Müller endlich geht, im Gegenſatz mit jenen ſo eben gedach⸗ 
ten, dahin, den früheren Salzpreis durch Erhöhung deſſelben von 12 auf 15 
Rihlr. pro Tonne wieder herzuſtellen und das dadurch erzielte Mehreinkom⸗ 
men zu Armen⸗Unterſtützungen zu verwenden. Was zuvörderſt dieſen letzten 
Antrag anbelangt, fo erachtet die Abtheilung deſſen Beſprechung wegen des 
entſchiedenen Gegenſatzes, in dem er mit den anderen Petitionen ſteht, vor⸗ 
weg für angemeſſen. Diefer Antrag fand indeſſen in der Abtheilung keine 
Unterſtützung. N 
Marſchall: Der erſte Antrag geht auf Erhöhung des Salzpreiſes auf 
15 Rihlr. pro Tonne, wie er früher war, und die Verwendung des Mehr⸗ 
einkommens zur Armen-Unterflügung. Die Abtheilung hat, wie Sie gehört 
haben, dieſen Antrag nicht unterſtützt. Ich frage daber, ob er in der Vers 
ſammlung Unterſtützung ſinde? Wer ihn unterſtützen will, beliebe aufzuſte⸗ 
hen. (Nach einer Pauſe.) Nachdem keine Unterſtützung erfolgt, fahren wir fort. 

Abg. v. Fock (fährt in dem Gutachten fort): Was den dritten Antrag, 
nämlich Aufhebung der Salzſteuer und Vertheilung des ausfallenden Staats⸗ 
Einkommens auf die höhere Steuerſtufen der Klaſſenſteuer anbelangt, ſo kann 
die Abtheilung demſelben aus dem Grunde nicht beitreten, weil die vorge⸗ 
ſchlagene Art der Deckung des Einnahme-Ausfalls eine unausführbare iſt. 

Marſchall: Ich muß auch bei dieſem Antrag, der von der Abtheilung 
nicht befürwortet iſt, die Frage ſtellen, ob er in der Verſammlung Unterſtüz⸗ 
zung findet. Der Antrag erhält keine Unterſtützung, er fällt alſo. 

„Abg. v. Fock (verlieſt weiter, betreffend die Aufhebung des Salz⸗Mo⸗ 
nopols): Die Abtheilung konnte, in Uebereinſtimmung mit den von dem An⸗ 
tragſteller mündlich näher entwickelten Gründen, das Gewichtige der gemach⸗ 
ten Vorſchläge nicht verkennen. Von den 672,122 Tonnen, aus denen der 
jährliche Salzbedarf nach den amtlichen Mittheilungen der Staatsbehörden 
beſteht, werden 402,354 Tonnen aus inländiſchen, 28,568 aus vereinsländi⸗ 
ſchen und 211,200 Tonnen aus ausländiſchen Orten und von dieſen wiederum 
172,701 Tonnen zur See bezogen. Nach der von der Verwaltung gegebenen 
Auskunft betragen durchſchnittlich die Ankaufs- und Transport⸗Koſten einer 
Tonne Salz 8 3 Rthlr. 24 Sgr. 
und die Magazinirungs- und Verpackungsskoſten. — » 15 » 
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Soll- dirt Einnahme von einer 410 Pfund haltenden Tonne Salz durch 
eine fixirte Steuer gedeckt werden, fo glaubt die Verwaltung dies nur durch 
eine Beſteukrung des inländiſchen und dieſem g eichſtehenden vereinsländiſchen 
Salzes mit 2 Rthlr. pro Centner und mit 23 bis 24 Rthtr. pro Centner 
des ausländiſchen Salzes erreichen zu können. In dem höheren Steucrfag 
für ausländiſches Salz wird ein Schutz für die inländiſche Fabrication ge⸗ 
ſucht, während man eine größere Erhöhung deſſelben, oh ie die Vortheile je⸗ 
nes Handelsverkehrs zu ſehr zu ſchmälern, nicht für thunlich erachtet. Da⸗ 
neben aber bleibt es noch zweifelhaft, ob die an ſich nicht unwstige Salz. 
Fabrication des Julandes, welche eine erhebliche Zahl Arbelter beſchäftigt und 
einen bedeutenden Theil des Vermögens mancher Perſonen bildet, indem jähr⸗ 
lich 65,942 Tonnen aus Privat⸗Salinen bezogen werden, die Konkurrenz mit 
dem Auslande aushalten werde, ſobald die derſelben jetzt gewährte Weihülfe des 
Staats durch die nach den Umſtänden ermeſſene Bewilligung verſchiedener 
Verkaufspreiſe ſortfällt. Während ſich im Allgemeinen der aus dem freien 
Verkehr mit dem ausländiſchen Salze gehoffte Vortheil durch eine noch wei⸗ 
ter gehende Erhöhung der Steuer ſehr vermindern wird, kann diefer Steuer⸗ 
ſatz für manche inländiſche Salinen keinen ausreichenden Schutz für die Kon⸗ 
kurtenz günſtiger fituirter ausländiſcher, benachbarter Salinen enthalten Als⸗ 
dann aber kann nicht unerwähnt bleiben, daß ſchon feither das Viehſalz, deſ⸗ 
ſen jährlicher Vetrag auf 14,731 Tonnen verauſchlagt iſt und ſich jetzt über 
20,000 Tonnen beläuft, theils zu den örtlichen, theils zu den durchſchnittlichen 
Selbſteoſten verabreicht und der Bedarf für viele Gewerbe, der auf 20,086 
Tonnen angenommen iſt, zu ermäßigten Preiſen abgelaſſen wird. Bei einer 
Aufhebung des Monopol⸗Handels wird, wenn auch alles dieſes Salz unbe⸗ 
ſteuert bleibt, doch ſchwerlich den entfernteren Gegenden der freie Handel das 
Viehſalz zu den jetzt geſtellten billigen Preiſen zuführen. Will man auch nicht 
in Abrede ſtellen, daß man dieſe Thatſachen und die der möglichen dauernden 
oder momentanen Vertheuerung des Salzes für einzelne Gegenden gegen den 
Vortheil eines freien Verkehrs nicht ſchwertr in die Wagſchale werfen darf, 
als den verſchiedenen Stand des Preiſes aller erſten Lebensbedürfniſſe nach 
den verſchiedenen Oertlichkeiten, fo darf man doch nicht vergeſſen, daß das 
hier Geſagte wenigſtens nicht zu den Vortheilen einer beabſichtigten Verände⸗ 
rung zu gehören ſcheint, vielmehr muß man neben dem ſchon Angeführten 
hier noch ganz beſonders der Schwierigkeiten gedenken, welche die Verhältniſſe 
zu den Zollvereins⸗Staaten dem Antrage entgegenſtellen, damit man ſich be⸗ 
wußt werde, ob die zu hoffenden Vortheile wirklich erheblich genug ſind, um 
die Wefeitigung jener Hinderniſſe zu verſuchen. Daß die Salzſteuer an ſich 
eine läſtige ſei, und daß deren Beſeitigung mit dem Monopolhandel zugleich 
zu den vollkommen begründrten Wünſchen gehöre, erkennt die Abtheilung 
ſelbſt an. So lange aber die Staatssedürfniffe das Einkommen aus dem 
„Salzhandel nicht entbehrlich erſcheinen laſſen, nimmt die Abtheilung, nament⸗ 
„lich unter den beſtehenden Verhällniſſen zu den Zollvereins⸗Staaten, Anftand, 
„die Aufhebung des Monopols und die Aufbringung des Staats⸗Einkommens 
515 eine Eingangs- und Fabrikations⸗Steucr vom Salz für jetzt zu befür⸗ 
Am u. 

N Marſchalt: Auch dieſer Antrag it von der Abtheilung nicht befür⸗ 


* 


wortet worden. 
zung findet. (Viele Mitglieder erheben ſich.) Die Unterſtütung iſt vorhan⸗ 
den. Herr Abgeordneter von Raven hat das Wort. we 
Abg. v. Raven: Das Caentral⸗Dircktorium der landwirthſchaftlichen 
Vereint in Schleſten hat von letzteren vielfach die Aufforderung bekommen, 
dahin zu wirken, daß das Salzmonopol aufgehoben und durch andere Steu⸗ 
ern erſetzt werden möchte. Ich kann, zu dem Dircktorium gehörend, nur 
bedauern, daß es der Abtheilung nicht gelungen iſt, einen Weg zu finden, 
der die Aufhebung der Salzſteuer möglich macht, indem über die Nützlichkeits⸗ 
frage nur eine Stimme ſein kann. Es kommt blos darauf an, ob eine Sache 
für das ganze Nationalwohl ſo von Vedeutung iſt; dann muß ſich auch ein 
anderer Weg finden laſſen, und fei es auch mit Opfern. Ich ſpreche nicht 
allein darüber, ob unſere armen Leute das Salz billiger bekommen können. 
36 weiß, man berechnet den Bedarf nur 15 Pfund jährlich, und die Er⸗ 
parung beträgt freilich nicht viel pro Kopf. Wenn übrigens die Familie 
aus mehreren Köpfen beſteht, fo iſt es immer eine weſentliche Erſparniß, die 
durch die Herabſetzung des Salzpreiſes für den Familienvater erzielt wird. 
Allein nicht dieſe Seite will ich berühren, ſondern die Herabſetzung des Sal⸗ 
zes iſt vorzüglich von großem Intereſſe für den Ackerbau. Das iſt es, wor⸗ 
auf ich aufmerkſam mache. Wir werden die Armen nur dadurch ernähren, 
wenn wir ihnen wohlfeilere Lebensmittel geben können. Das iſt die Aufgabe 
des mordernen, induſtriellen Ackerbaus. Wie viel gewinnt die Produktion 
deſſelben nicht durch den Verbrauch des Salzes. Die Engländer gehen uns 
auch hierin mit einem großen Veiſpiel voraus, welches Nachahmung verdienen 
dürfte. England hatte bis zum Jahre 1827, wo der Salzhandel ganz frei 
egeben wurde, eine große Ri pr Wie durch die Aufhebung der Steuer 
die Conſumtion ſich verändert hat, ſiſt unglaublich. Es iſt nach der Angabe 
von Porter, welcher als Dirigent des ſtatlſtiſchen Büreaus eine Autorität iſt, 
n dem Werk: „Fortſchritte der Nation”, Kapitel J. und II. geſagt, daß vom 
Jobre 1801—1817, wo die Salzſteuer noch ſtattfand, die Conlumtion flas 
tionaie geblieben if, daß dagegen von 1827— 1834, alſo in 7 Jahren, die 
Conſumtion um 430 pCt. zugenommen hat. Dieſe Zunahme ift von Jahr 
u Jahr fortgeftiegen, wie mag fle wohl jetzt fein? Man füttert das Vieh in 
England nicht allein ſtark mit Salz, ſondern man düngt damit, und die 
olge davon if die, daß auf einen Morgen in England mehr produzirt wird, 
als in Frankreich, weiches eine weit größere natürliche Vodenkraft hat. Könn⸗ 
ten wir das 
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Salz auch da ürde i Y 1 

t N dazu verwenden, ſo würden gleiche Urſachen gleiche 
1 aa Zum Ackerbau „ meine e müffen wir am 
Ende doch zurückgehen, wenn wir die Noth lindern ſollen. Das haben wir 
am Anſang der Sitzung Rain. Wenn wir von vornherein fo oft klagen 
und mit banger Beſorgniß 1 Stunt entgegenſehen, die uns die fo zunch« 
mende Bevölkerung und das Pro dtariat andeuten, fo wird man ſich von 
der Wahrheit meiner Behauptung überzeugen. Wir führen, wie aus dem 
Gutachten zu erſehen iſt, jährlich 30,000 Lasten fremdes Seeſalz ein. — 
Die Produktion in eigenen Salinen 97 70 für einen Centner unverpackt, 
franko Fabrikſtelle höchſtens 20 Sgr., folglich koſtet die Tonne 80 Sgr. Das 
feewärts eingeführte Salz koſtet am Hafen nach der Angabe im Gutachten 


14 bis 2 Rihtr. pr. Tunne; dürfte cs deshalb nicht im allgemeinen Intereſſe 


Auch hier frage ich: ob er in der Verſammiung Unterſtüz⸗ 


ſein, dies Salz mit höchſtens 2 Rthlr. Eingangsſteuer der freien Konkurrenz 


zu übergeben, die eigenen guten Salinen könnten dann vollkom jr 

fein; diejenigen aber, welche zu theuer arbeiten, durch einen fo ge e 
zoll zu erhalten, wird wohl Niemand befürworten wollen. Wir würden bei 
den 30,000 Laſten, das find 300,000 Tonnen, die wir jetzt ſchon einführen 
600,000 Rthlr. erhalten, durch die aber dreimal größere Wohlfeikheit wird 

8 A 38 * 4772 . 
die Conſumtion ſich unendlich fleigern und damit dieſe Einnahme... (Es ent⸗ 
ficht durch das Rufen zur Abſtimmung großer Lärm, der verhindert, den Red⸗ 
ner vollkommen zu verſtehen.) Meine Herren! Wenn das ſchwarze Salz und 
das Steinſalz ganz frei einginge, um es für das Vieh und zum Düngen 
ſtarker gebrauchen zu können, könnten wir dann nicht darauf antragen, da 
es ſich doch um eine weſentliche nationale Frage handelt, daß wir auf unſer 
Vieh, bis die höhere Einnahme durch die Einfuhr die Einnahmen deckt, eine 
direkte Steuer legten? (Lärm und Widerſpruch) In dieſem Falle würde es 
möglich fein, durch eine geringe Abgabe mehrere Millionen zuſammenzubrin⸗ 
gen. Meine Herren! Wir haben 5,000,000 Stück Hornvieh, 17,000,000 St 
Schaaſe ungefähr 1 Millionen Pferde. Eine ganz kleine Steuer auf das 
Stuck bringt eine ungeheure Summe zuſammen. Hätten wir das Steinfalz 
frei, könnten wir damit düngen, fo würden wir ſelbſt wieder einen Vortheil 
daraus haben, der die Abgabe reichlich erſetzt, und durch eine kleine Zugabe 
der Klaſſenſteuer würde ſich der vorläufig noch beſtehende Ausfall decken laffen 
Es würde durch dieſe Vertheilung der Steuer einer Sache aufgcholfen wer⸗ 
den, die immerhin für die Zunahme unferer Wohlhabenhei r 
Eiter (ik bon. 3 ohlhabenheit nur von großem 

Abg. Grunau: Ich würde, um dieſem Gegenſtande erſt die Einkei⸗ 
tung zu verſchaffen „ mir erlauben, ein Amendement in Vorſchlag zu bringen, 
fo daß, wenn der Vorſchlag des vorigen Redners nicht durchgehen follte, die⸗ 
ſes Amendement Geltung fände. Es lautet: „Theils um die Schifffahrt der 
preußiſchen Oſtſee-Rhederei freier zu beleben, theils auch, um zu der Erfah⸗ 
rung zu gelangen, ob der Preis des Salzes felbft bei einem Zoll, welcher 
dem Monopol gleichgeſtellt iſt, durch die freie Konkurrenz dennoch ermäßigt 
werden könnte, möge der hohe Landtag beſchließen, daß Se. Majeſtät der 
König allerunterthänigſt gebeten werde, zu geſtatten, daß neben dem beſtehen⸗ 
den Salzmonopol es jedem preußiſchen Schiffe freiſteht, Salz zum ſixen Zoll 
von 2 Kthlr., höchſtens 24 Rthlr. pro Centner vom Auslande zu importiren 
und daß dasjenige Salz, welches für Vieh und verſchiedene Gewerbe ver⸗ 
wendet wird, unter den bisherigen Modalitäten unbeſteuert bleib.“ Ich habe 
mir erlaubt, dieſes Amendement zu ſtellen, um vorläufig einen Eingang in 
die Sache zu ſinden. Ich bin überzeugt, es werden wenige Jahre vergehen 
ſo werden wir die Ueberzeugung gewonuen haben, daß die Salz⸗Importation, 
der Salz-Verbrauch jo bedeutend zugenommen hat, daß der Zoll, um das 
beſtimmte Quantum zu erreichen, ermäßigt werden kann, wozu die Staats⸗ 
Behörden ſehr gern geneigt ſein werden. 5 

Marſchall: Der Herr Redner hat zwei neue Anträge geſtellt. Der 
tine geht dahin, neben dem beſtehenden Salzmonopol den inländiſchen Schif⸗ 
fen freizuſtellen, das Salz zu einem fixen Zolle von 2 bis 23 Rthlr. pro 
Eentner einzuführen. Ehe ich das Amendement zur Abſtimmung bringe muß 
ich fragen, ob es Unterſtützung findet? (Wird ausreichend unterffügt.) Der 
zweite Antrag geht dahin, daß das Salz für das Vieh und für die verſchie⸗ 
denen Gewerbe unbeſteuert bleibe. Ich bin der Meinung geweſen, daß die⸗ 
ſes Salz, das jogenannte ſchwarze Salz, ſchon jetzt zu dem Produktions⸗ 
Preiſe abgegeben werde; ich will jedoch fragen, ob das Amendement Unter⸗ 
ſtützung findet? (Wird nicht ausreichend unterſtützt) Das Wort hat der 
Abgeordnete Stämmler. 

Abg. Stämmler: Ich muß den Anträgen der beiden vorhergehenden 
Redner beſtimmt entgegentreten, weil ich der Meinung bin, daß dadurch den 
armen arbeitenden Klaſſen keine Erleichterung gewährt wird. Die Abgaben 
müſſen die arbeitenden Klaſſen auch zahlen; denn ohne dieſe würde der Staat 
nicht beſtehen können. Es werden 12 Pfund Salz auf die Perſon gerechnet, 
12 Pfund in den Kontrollbezirken. Die Ermäßigung, die ſtattgefunden hat, 
beträgt alſo pro Perſon 3 Sgr. Wenn man annimmt, daß ein Tagelöhner 
3 Perſonen hat, fo macht das auf das Jahr 9 Sgr. für die Tagrlöhner- 
Familie. Ich habe die feſte Ueberzeugung, daß die Salzſteuer und die Steuer 
für Branntwein eben der arbeitenden Klaſſe am wenigſten drückend iſt, im 
Kontrairen, daß fie lieber 1 Rthlr. dieſer Steuer bezahlen als 15 Sgr. 
Klaſſenſteuer. Der Staat hat durch die Ermäßigung der Salzſteuer eine 
Einnahme von 2 Millionen verloren. Dieſer Erlaß iſt der arbeitenden Klaſſe 
und überhaupt der ärmeren Klaſſe nicht zu Gute gekommen, ſondern denje⸗ 
nigen, welche viele Perſonen im Dienſte haben und die viele Arbeitsleute ver⸗ 
pflegen müſſen. Die arbeitende Klaſſe ganz von den Abgaben zu befreien, 
das glaube ich, würde nicht weiſe ſein. Ein Jeder muß nach dem Verhält⸗ 
niß geben, was er leiſten kann, und da bin ich davon überzeugt, daß, wenn 
dieſe Abgabe auf dieſem Punkte ſtehen geblieben wäre, fie leichter hätte aufs 
gebracht werden können, als die Klaſſenſteuer in den letzten Stufen zu 5 
Sgr. und reſp. 1 Sgr. 3 Pf. pro Perſon. Ich muß mich daher gegen den 
Antrag der beiden Herren entſcheiden und gegen die Petition erklären. 

Abg. Hanſem ann: Ich muß den Herrn Gentral-Steuer-Direktor um 
die Gefälligktit bitten, uns zu ſagen, zu welchem Preife das Salz von den 
inländiſchen Salinen an die Steuer-Verwaltung excl. des Gewinnes, den der 
Staat daran hat, abgegeben wird, ſodann zu welchem Preiſe das Salz in 
den Scehäfen von dem Staate angekauft wird, und endlich, ob die Lieferung 
des Salzes, was zur See eingebracht wird, der Königl. Seehandlung obliegt. 

General⸗Steuer⸗Dircktor Kühne: Die erſte Frage war, zu welchem 
Preiſe das Salz von den inländiſchen Salinen entnommen wird. Wir neh⸗ 
men das Salz größtentheils von den Königlichen Salinen; wir entnehmen 
es aber auch von den Privat⸗Salinen, weil letztere an Niemand Anderen ab⸗ 
fegen dürfen. Der Preis von den landesherrlichen Salinen iſt 22 Rihlr für 
die Laſt, alſo 24 Rthlr. für die Tonne. Die Preife von den Privat⸗Sali⸗ 
nen differiren ſehr; fie find aber höher, wie aus den Königlichen Salinen, 
weil dabei darauf Rückſicht genommen werden muß, daß dieſe Salinen zum 
Theil früher durch Privilegien ausgedehntere Rechte gehabt haben, welche 
durch das Salz⸗Monopol beſchränkt worden find. 


(Schluß folgt.) 


